
Staatsknechte oder Kirchendiener?
Diözesankonzeptionen un! Bischotsbilder „aufgeklärter“ Staaten

Von DOMINIK BURKARD

Die politischen Umwälzungen Europas Begınn des 19 Jahrhunderts be-
deuteten nıcht 1Ur für die staatlıche Topographie, Organısatıon un: Struktur des
deutschen Reiches eıne einschneidende Zäsur. elıtaus stärker betroffen
Topographıie, OUOrganısatıon un: Struktur der katholischen Kırche. Der Reıichs-
deputationshauptschluss bereitete der fast tausendjährigen Germanıa Sactal
ıhren Fürstbischöfen, Stiften, Klöstern un: Abteien ein Ende Die meısten
Katholiken wurden fast ber Nacht Untertanen me1st absolutistisch-pro-
testantischer Landesherren. Die Kirchengüter, mMI1t Ausnahme des Ortskirchen-
ZuULS und TOMMer Stittungen, wurden konfisziert, die Bischofssitze verwaısten,
Dıgnitäten wurden pens1i0n1ert, die kırchliche Verwaltung und die theologische
Ausbildung lagen Boden

Der Zusammenbruch der kirchlichen Strukturen stellte grundlegend un: Zanz
I1lCUu die rage ach der künftigen Gestalt der deutschen Kırche, ach ıhrem
Verhältnis Z staatlıchen Gewalt, Z kirchlichen Hierarchie. TIrotzdem dürfte

aum zutreffen, VO  > einer „Stunde null“ in der Geschichte der (deutschen)
Kırche sprechen. Eher handelte sıch ıne „Sattelzeıt“, 1in der ach
Zukunftsmöglichkeiten gesucht wurde un! iın der sıch erst aAllmählich eın
tief greiıtender Wandel vollzog. och zab viele Brücken ber den „garstıg
breiten Graben“, den die Siäkularısation gerıssen hatte.

Vom römischen Standpunkt Aaus W ar klar, wıe die deutsche Kırche der Zukunft
auszusehen hatte. Das „Corpus lurıs canonı1cı“ yab die Leitlinıen VO  $ och
dieses Kirchenmodell auch iın der Reichskirche 1L1UT Anspruch, nıcht Realıität

stiefß auf Wıiıderstand. Der aufgeklärte Absolutismus versuchte, die zuneh-
mende gesellschaftliche Segmentierung abzuwehren un alles auf den absolu-
tistischen Herrscher hın Orlentlieren. Die Kirche wurde dabei nıcht aUus-

C  MMMECN. Am lıebsten ware den Landesherren SCWESCI, Ühnlich dem
Protestantismus das Modell elines Summepiskopats durchzusetzen. uch WenNnn

sıch j1er eiıne letztlich unmoderne Zielvorgabe handelte, W alr 6S doch
1ne territorialpolitisch verständliche un: 1n diesem Sınne zeitgemäße, Ja
„moderne“ Reaktion auf Siäkularisation un:! Mediatısıerung. Die Wunschvor-
stellung W alr freiliıch nıcht durchzusetzen, in der konkreten Praxıs MUSSTIE I1a  b

siıch mIıt den Realıitäten abfinden un! Kompromıisse suchen. Je ach Akzentule-
rung konnten 1er verschiedene Wege beschritten werden. LDDem einen Landes-
herrn enugte CS; die personelle Auswahl der Bischöfe bestimmen. Der
andere suchte auf das ZESAMLE kırchliche Leben Eintfluss auszuüben und benö-
tıgte dafür einen Kirchenrat. All dies W ar nıcht EL Man stand allen zeıitlichen
oder konfessionellen Verwerfungen ZU Trotz 1n eıner Tradıition und wählte,
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die Jeweıligen Ansprüche untermauern, hıistorische degmente aus einem
vorhandenen „Baukasten“ aus

Ursprünglich autete das MIr ZUT: Bearbeitung gestellte Thema 99  AG Diözese
ach dem Konzept der aufgeklärten Staaten“ Der Titel klingt einfach und klar.
Es geht die Diıiözese der Wende VO 18 Z 19 Jahrhundert. Gefragt 1St
ach der spezıtischen Konzeption, die hinter den VO den Staaten inıtıerten
„modernen“ Diözesangründungen ach Ende des Alten Reiches stand. Insınu-
lert wırd hierbei 1ne Dominanz staatlıcher Vorstellungen, vielleicht O5  9habe sıch be] diıesem staatlıchen Dıiözesankonzept 1mM etzten 1Ur eiıne Zze1lt-
gyebundene, VO außen der Kırche aufoktroyierte, spater aber überwundene
Fehlentwicklung gehandelt. eım näheren Hınschauen zeıgt sıch Jedoch, A4ss
die Erforschung der Ortskirche b7zw. Diözese ach dem Konzept der aufgeklär-
ten Staaten! den Blick auf einen außerst vielschichtigen Komplex verschiedens-
ter Vorstellungen un Tradıtionslinien treig1bt, die nıcht leichthin als unkirchlich
oder ungeschichtlich abqualifiziert werden können.

Damıt 1st bereıts angedeutet, dass der vorgegebene Tıtel der Erläuterung un!
Erweıterung bedarft. Entscheidend 1sSt zunächst die rage, welchen Staat un:
damıt wyelches Konzept WIr für MSCT:6 Betrachtung heranzıehen. Denn dıe
allgemeıinhin gültige Konzeption gyab nıcht. Vielmehr hatten die aufgeklärten
Staaten der Wende ZzUuU 19 Jahrhundert dıfferenzierte, voneınander abwei-
chende Vorstellungen darüber, W1€ die Kıirche 1ın ıhren Ländern aussehen sollte.
Das bayerische Konzept eLIwa unterschied sıch tundamental VO  a Jjenem, das die
protestantischen Staaten autf ihren berühmten Konferenzen ın Frankfurt ent-
wickelten?. Und dieses wıederum War 1Ur eın Kompromıiss verschiedenster
Modelle, W1€e S1€ innerhalb der einzelnen Staaten un:! iıhrer Regierungen VCI-
treten oder vielmehr: diskutiert wurden?. Man 111US55 also, ll INan dem
Gegenstand gerecht werden, korrekterweise 1mM Plural sprechen, VO  > Konzeptenaufgeklärt-staatlicher Provenıuenz.

Zn fragen 1St sodann, ob die angeblich staatliıchen Konzeptionen überhaupt
yenuın staatlıches Gedankengut darstellten, oder ob sıch 1er nıcht vielmehr ein
Katholizismus artıkulierte, der ZWar nıcht dem römischen entsprach, aber7,
dem kirchlicher un!: nıcht prımär staatlıcher Natur W Aar. Denn die Architekten
der verschiedenen staatlıchen Entwürfte 1n aller Regel kirchenrechtskun-

Der Terminus „auigeklärter Staat“ wurde VO  S der Geschichtswissenschaft krıtisiert, als
Alternative „Staatsabsolutismus“ der „aufgeklärter Absolutismus“ (Reinalter) vorgeschla-
CI Ich halte 1n unserem Zusammenhang bewusst der rüheren Terminologie fest; der
Begriff „Absolutismus“ 1St negatıv besetzt und steht 1n der Gefahr, oft supponıerte Vorurteile

verstärken.
Im Urteıil der „Frankfurter Konterenzen“, ber uch 1m Urteil der Publıizıstik, wurde

das bayerische Konkordat eshalb heftig krıtisiert. Dıie Studie VO  w SCHARDT, Das bayer1-sche Konkordat VOJahre 1817 1mM Lichte der Publizistik Phıl Dıss München konnte
leider nıcht eingesehen werden.

Vgl BURKARD, Staatskirche Papstkirche Bischofskirche. Dıie „Frankfurter Kon-
terenzen“ und die Neuordnung der Kırche 1n Deutschland nach der Siäkularısation
Suppl. 53) (Rom/Freiburg/Wien
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dige Geıistliche, Kanonıisten, Kırchenmänner. Das Staat-Kırche-Problem ent-
sıch zugleich als Auseinandersetzung zwıschen unterschıiedlichen,

mıteinander konkurrierenden Trägern kırchlicher Gewalt, als Dıskurs verschie-
dener kırchlicher Konzepte und Traditionen.

Und schließlich 1St daran erinnern, dass auch iın uUuLNsceIeMM Fall die Praxıs
nıcht unbedingt der Theorie entsprach. Modelle un:! Entwürte konnten ZW aar

prinzıpiell un: ach Belieben entwickelt werden, das frühe 19 Jahrhundert WAalr
überaus produktiv 1ın dieser Beziehung, doch ber die tatsächliche Umsetzung
un! Rezeption 1St damıt och nıchts DESAZL Von daher 1St durchaus korrekt,
VO „Konzepten“ sprechen. Diese dürfen allerdings nıcht unbesehen als
Beschreibung der realen Verhältnisse 2  MM werden. Denn die Wırklichkeit
hınkte den Konzepten schon wenıge Jahre ach ıhrer Formulierung hinterher,
auch WE diese sıch 1n ıhrem Grundbestand bıs 1Ns 20. Jahrhundert hinüber
reiten konnten‘?.

Soweıt einıge grundlegende Vorbemerkungen. Ich gehe das Thema 1in vier
Schritten All:

In einem EerSten Schritt werden knapp die polıtischen Voraussetzungen skiz-
Ziert. Es geht also ine historische Verortung der spater systematisch
entwickelten Konzepte.
In einem zweıten Schritt wırd ach den Ideen, die diesen Diözesankonzepten
zugrunde lagen, gefragt. Hıer soll gewıissermaßen der „Extrakt“ landesherr-
lıcher Vorstellungen herausdestilliert werden.
In einem dritten Schritt werden ein1ıge€ Dıtferenzierungen VOITSCHOMIMMNCN. Die
ZUT Debatte stehenden Konzeptionen vereıinten 1ın sıch näamliıch voneınander
unterscheidbare un: deshalb auch unterscheidende Kırchensysteme.
In einem vierten, Schritt soll einıgen Beispielen aufgeze1gt werden, welch
unterschiedliche Wege be] der Umsetzung des das „Diözesankonzepts auf-
geklärter Staaten“ eingeschlagen werden konnte.

Politische Voraussetzungen
Der Reichsdeputationshauptschluss sah VOlI, die alten Dıiözesen vorläufig und

bıs eıner gesamtdeutschen Regelung 1ın ıhren bısherigen Grenzen belassen.
Dies bedeutete freiliıch NUur eın formal-strukturelles Festhalten bisherigen
STAaTLuUs qQqUO Denn schon bald ach dem Wegftall der „deutschen Kirchenstaaten“
vingen die „Erben“ daran, das kirchliche System 1n ihren Ländern verändern.
Dıies oilt für die größeren katholischen Staaten ebenso W1€e für Jjene evangelıschen

Wiährend Württemberg das Konzept der Frankturter Konterenzen relatıv r1goros
SECUZTE; zeıgte sıch Hessen-Darmstadt wen1g konsequent. Vgl Beıispiel der Priesteraus-
bıldung SCHARFENECKER, Dıie Katholisch-Theologische Fakultät Gießen (1830—1859).
Ere1gni1sse, Strukturen, Personen 81) (Paderborn Über die unterschied-
1C Umsetzung der Frankturter Beschlüsse uch SCHWALBACH, Der Maınzer „Katholık“
als Spiegel des NEeUu erwachenden kırchlich-relig1ösen Lebens 1n der ersten Hälftfte des LIECUIN-

zehnten Jahrhunderts (1821—-1850) (Maınz 9395
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Länder, die durch die Säkularisation einen beträchtlichen Zuwachs katho-
ıschen Untertanen verzeichnen hatten. Tiel War CS, Landeskirchen,
Kırchenprovinzen Landeserzbischöfen oder Diözesen unter Landes-
bischöfen konzipıleren. Die Sprengel sollten konkordatär (oder kon-
kordatsähnlich) abgesichert werden‘. Wiährend dıe Neuformierung 1m staatlı-
chen Bereich relatıv rasch VONSTLALLeN Sing und innerhalb wenıger Jahre
abgeschlossen WAal, gestaltete sıch die Neuordnung der kirchlichen Verhältnisse
jedoch aus vielerle1j Gründen ausgesprochen schwierig.

WEr stellte der Reichsdeputationshauptschluss eiıne reichsrechtliche Rege-
lung 1ın Aussıcht, doch zahlreiche Staaten wollten ine solche nıcht erst 1abwar-
e  5 Eınıge hatten och VOT dem offiziellen Beschluss der Reichsdeputa-
tıon Regensburg 1M Frühjahr 1803 Pläne für 1ne künftige Gestaltung der
katholischen Kıirche entworten®. Wärttemberg ahm bereits 1mM Herbst 1802 mıiıt
dem Heıligen Stuhl Kontakt auf, eınen eıgenen Landesbischof für die
neuerworbenen katholischen Gebiete (mıt letztlich ber 4372 000 Katholiken”)

erhalten:; als Bischofssitz Ellwangen vorgesehen‘?. ayern hatte schon se1lt
langem versucht, eıne geschlossene Landeshierarchie schaffen; eın Wenn auch
iragwürdiger Kompromıiss WAar 1/84 mıiı1t der Errichtung eıner ständıgen Nun-
tl1atur iın München gelungen?. Von 18072 bis 1807 wurden mıt Nachdruck (Ge-
spräche ber die Errichtung einer bayerischen Landeshierarchie geführt‘®. uch

Damals suchten die Staaten noch u  assende Konkordate miıt Rom abzuschließen. Vgl
ELTW: ZU württembergischen Konkordatsprojekt EJER, Dıie Concordatsverhandlungen
Württembergs VO Jahre 1807. Mıt bisher ungedruckten Actenstücken (Stuttgart Da
sıch 1in Rom jedoch die zelantısche Ansıcht durchsetzte, mıiıt protestantischen Staaten könne
keıin Konkordat abgeschlossen werden (Bacca)ı schwand be] den Staaten die diesbezüglıche
Bereitschaft, ohne jedoch VO Orsatz einer umiTfassenden Regelung der kırchlichen Angele-
genheiten abzurücken. uch H- ÄSCHOFF, Das Verhältnis VO:  - Staat und katholischer
Kırche 1mM Königreich Hannover (1813—1866) (Hıldesheim insbes. 15—-18; BURKARD
(Anm 14—1725

Der oft erhobene Vorwurf, dıe Staaten hätten nıchts für dıe Kırche unternommen, 1St
nıcht altbar. Vgl REINHARDT, „Revısıon“ und „Reform“. Der Junge Drey 1M Spannungs-
teld VO Kırche und Staat, 11 KUSTERMANN (Hg.), Revısıon der Theologie Retorm der
Kıirche. Die Bedeutung des Tübinger Theologen ann Sebastıian Drey (1777-1853) 1n
Geschichte und Gegenwart (Würzburg 4/-—59, hier 51

Dıie Zahlen der katholischen Untertanen beziehen sıch uch 1M folgenden auf den
Stand 1mM Jahr 18518 Nach eiınem Verzeichnis 1n 201 Bu 39 SOWIl1e einer Aktennotiz
1n 65 Verz. Bu 119

S Hıerzu ELW: (H.) BASTGEN, Dıie Fühlungnahme des Herzogs VO  w Württemberg
mıit dem heiligen Stuhl Zur Errichtung eines Landesbistums 1n Ellwangen MIt Fürst Hohen-
ohe als Bischof, 1N: ThQ 118 937 47—77; REINHARDT, Von den Anfängen ZUTF Oberrhei-
nıschen Kirchenprovinz. Der weıte Weg ZUur 1Ö0zese Rottenburg, 1N: Das Katholische
Württemberg. Dıie 10zese Rottenburg-Stuttgart. Zeıten. Zeichen Zeugen Ulm '1988) 9
58, hier 20—36

U Dazu HABENSCHADEN, Dıie Kırchenpolitik Bayerns Kurfürst arl Theodor und
ihr Verhältnis ZU) Emser Kongress, 1n 59 (1939) 333—41/7; BAUER, asımır VO:
Häaftelıin und die kurbayerischen Landes- und Hotbistumsbestrebungen zwıschen 1781 und
1789, 1n: BLG (4974) 733—/6/.

10 Vgl (H.) BASTGEN, Bayern und der Heılige Stuhl 1n der ersten Hältfte des Jahr-
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Baden blieb nıcht untätıg. Durch das Aussterben der baden-badischen Linıe
dem Haus Baden-Durlach A erstmals katholische Gebiete zugefallen,1mM Reichsdeputationshauptschluss erhielt Baden neben anderem das Hochstift

Konstanz, den größten eıl der Pfalz und die Reste der Hochstifte Basel un:!
Straßburg. Der Markgraf dachte die Errichtung einer eıgenen Dıö6zesanver-
waltung mıt S1itz iın Rastatt!!. Dıie Landgrafschaft Hessen-Darmstadt, die iın der
Siäkularisation ebentfalls umfangreiche Territorien (mıt spater 152.000 Katholi-
ken) erhielt, eitete 1mM Maı 1803 Sonderverhandlungen 1in Rom ein!2. Da der
Bevollmächtigte, der preufßische Gesandte Wıilhelm VO Humboldt /=
1855) ; den Einfluss des alınzer Erzbischofs fürchtete, Lrat für eın iımme-
diates Bıstum ein!t. Nassau-Oranıen, dem iın der Säkularisation die Fürst-
bistümer Fulda un! Corvey, die Reichsabtei Weıingarten un:! einıge einere
Stifte zugefallen9ventilierte Ende 1802 dre1 Alternativen für ine kirchli-
che Neuordnung: Errichtung elınes eiıgenen Bıstums (eventuell Inmen mıiıt
dem Fürstentum Saarbrücken), Anschluss das Erzbistum Maınz oder Ver-
ein1gung mıt Paderborn. Als eın Separatabkommen mıt Rom scheıterte, traten
die Häuser Oranıen-Nassau un! Nassau-Weıilburg 1ne Übereinkunft für eın
gemeınsames Bıstum ın Limburg; doch das Ende des Reichs un:! der oranıschen
Herrschaft in Nassau machte diese Pläne zunıichte>. In Oldenburg, I1a  .

Katholiken zählte, yab CS 1804 ebentalls Pläne für ein eigenes Bıstum,
dem die Hansestädte (Bremen, Lübeck, Hamburg), das Amt eppen un! Däne-
mark zugeteilt werden sollten; notfalls wollte ILanl sıch, der Jurisdiktion

hunderts Beıträge ZUur altbayerischen Kirchengeschichte, Folge, 17/18) (München
HAUSBERGER, Staat und Kırche nach der Siäkularisation. Zur bayerischen Konkordats-

polıtik 1mM frühen Jahrhundert MThSt.H 23) (St. Ottilien hıer B=15
Dazu ÖLLER, Dıie Vorgeschichte der Bulle „Provıda solersque“, 1n: FDA 55 (4927)

143—216; 56 (1928) 436-—613, hıer BASTGEN (Anm. 61—64
12 Uneinigkeit herrschte 1n Darmstadt 1n der Frage, ob die wenıgen bereıits 1m alten Hessen

ansässıgen Katholiken iın ıne NEUEC hessische 10zese einzubezjiehen seı1en, der ob die
bischöfliche Jurisdiktion dort weıterhin sıistıert leıben sollte Wiährend das Innenminister1-

sich dafür aussprach, der Landesherr solle seine alten Rechte wahren, schloss sıch der
Landgraf nıcht dieser Ansıcht Vgl WALTER, Hessen-Darmstadt und dıe katholische
Kırche 1n der elıt VO  - 1803 bıs 1830 Entstehungsgeschichte der 107zese Maınz Quellen
und Forschungen ZuUur hessischen Geschichte 14) (Darmstadt

13 1802 preufßiischer Ministerresident 1n Rom, 1803 zusätzlıch durch Hessen-Darmstadt
akkreditiert, 1808 Direktor der Sektion für Kultus und Unterricht 1mM Berliner Innenminıs-
terıum, 18 preufßischer Gesandter 1n VWıen, 18 19 Mınıiıster für ständısche Angelegenheiten 1n
Berlın, entlassen. Zu ıhm: ÄRENS, Art. umboldt, 1N: 10 (1974) 43—51; WAILTER
(Anm 12) 26-—29; FRANZ (Hg.), Italien 1mM Bannkreis Napoleons. Die römischen
Gesandtschaftsberichte Wılhelm VO Humboaoldts den Landgraf/Großherzog VO  w Hessen-
DarmstadtK Arbeiten der Hessischen Hıstorischen Kommissıon (Darm-
stadt

14 Vgl WAILTER (Anm 12) 28— 38
15 Vgl BORNEWASSER, Kırche und Staat 1n Fulda Wıilhelm VO Oranıen ISOZ=

1806 (Fulda hıer 124—128; ZUBER, Staat un: Kırche 1m Wandel. Fulda VO 1/572 bis

251—7253
1830 Quellen und Forschungen ZUr hessischen Geschichte 93) (Darmstadt/Marburg
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elines auswärtigen Bischofs entgehen, mıiıt eiınem Generalvıkariat begnügen!®.Kleinere Souveräne mıt L11Ur wenıgen Katholiken hüteten sıch VOT allzu hoch-
trabenden Bıstumsplänen, die S1e übertordert hätten!?. Für viele kamen eıgeneBıstümer ohnehin nıcht iın rage. So hatte Frankfurt Jediglich 2.500 Katholiken,
die sachsischen Häuser zählten insgesamt ELW. 2.000, Mecklenburg-Schwerin
1.©00; das Fürstentum Lıppe 1:200; Waldeck 400—500'5, Schaumburg-Lippe AD
8019 das Fürstentum Reuß TE wenıge katholischen Famıilien ohne CISCNCGemeıinde un: das Fürstentum Liechtenstein 5.500 Katholiken. Am ehesten
och hätte sıch für die beiden Fürstentümer Hohenzollern mıiıt ber
katholischen Untertanen (ın 54 Pfarreien) eın eıgenes Bıstum angeboten.Nıcht zuletzt die VO Rom, Wıen und Parıs verfolgten gegenläufige Strategienbehinderten jedoch alle derartigen Pläne Den Staaten blieb nıchts anderes übrıg,als grundlegende Lösungen Vvorerst hintanzustellen un:! auf dem Weg einseıtiger
Verordnungen agıeren. Allerdings yab hıerbel VO Staat Staat wesentli;-
che Unterschiede. Wiährend EITW. 1ın Baden strukturell zunächst alles beim Alten
blieb, weıl I1a Zzwe!l Generalvikariate 1ın Konstanz und Bruchsal „geerbt“ hatte,
WAar Württemberg, 1ın dessen Sprengel eın Bischofssitz lag, CZWUNZCNH, stärker
inıtlatıv werden. Dabe] kam das Schicksal Hıltfe Der Tod des AugsburgerBischofs Clemens Wenzeslaus VO Sachsen (1739—-1812)*° machte 1812 den Wegfreı: auf eıgene Faust errichtete I1a  - in Ellwangen ein Generalvikariat und
unterstellte diesem die ehemalige Propsteı Ellwangen SOWIe den württemberg1-schen Anteil des erledigten Bıstums Augsburg. 1814 tolgten ach dem Iod des
Würzburger Kapıtularvikars Johann Franz Schenk Staulfenberg 4—
1813)* die württembergischen Pfarreien des Biıstums Würzburg, 1817 ach

16 HESSE, Staat und katholische Kırche 1n Braunschweıig, Oldenburg, Schaumburg-Lip-
PC und Waldeck-Pyrmont VO nde des 18. Jahrhunderts bıs ZUr Gründung des Landes
Nıedersachsen (Osnabrück hıer 927—94

17 So ELW: Kurhessen, das 1803 11UT katholische Pfarreien Leıtung der Kommıis-
sarlate Fritzlar und Amöneburg erhielt. Seıit 1804 wurden mıt Dalberg, der noch immer die
geistliche Verwaltung besafß, Verhandlungen geführt Dessen Vertreter Kolborn rachte eın
kurhessisches Landesbıistum 1Ns Spıel, stieiß jedoch auf starke Wiıiderstände 1n Kassel och
1805 wurde eın Bıstum 1n Fritzlar abgelehnt. Kurhessen drang darauf, die beiden geistlichen
Kommissarıate 1n Fritzlar und Amöneburg beizubehalten. Vgl ZUBER, Staat (Anm. 15) 253 f7
Ih ÄPEL, Die Versuche ZUur Errichtung eines katholischen Bıstums tfür Kurhessen 1n den
ersten ahrzehnten dCS Jahrhunderts, 11 G: 10 (1920) 51—383, hıer

18 HESSE (Anm 16) 307 {t.
19 Ebd 315 +
20 1759 Eıntrıitt 1n die österreichische Armee, /586 Fürstbischoft VO Regensburg 111'1d

Freising,E/68 Koadjutor VO Augsburg, —O1 Erzbischot unı Kurfürst VO Trıer,
Fürstbischot VO Augsburg. Zu ıhm: GATZ, Art. Klemens Wenzeslaus, 1N:

‚ A'T’Z (Hg.), Dıie Bischoöte der deutschsprachigen Länder 1785/1803 bıs 1945 Eın biogra-ısches Lexikon Berlın 388—391
1770 Domkapitular 1n Würzburg, 173 Priesterweıihe, Dombherr 1n Augsburg und

Regensburg, 1781 Generalvikar 1n Würzburg, 1793 zugleich Präsıdent der Geıstlichen Re-
gJerung, z 18 päpstlich ernannter Kapıtularvıkar. Zu ihm SODER, Art. Stauffenberg,
1N: - A'TZ (Anm 20) 731
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dem Tod arl Theodor VO Dalbergs /44—1 7) 22 JENC der Diö6zesen Konstanz,
Speyer un: Worms. 1815 konnte die nachträgliche päpstliche Genehmigung des
Generalvikariats erreicht werden.

FEın entschiedener Gegner des Konzepts verschiedener Landeskirchen War
Kurerzkanzler arl Theodor VO Dalberg. Anstelle einzelstaatliıcher Lösungen
schwebte ıhm eiıne durch eın Reichskonkordat abgesicherte und primatial VeOeI-
fasste Reichskirche VOTVL. Hıiıerbei sollten die bisherigen Zentren des kirchlichen
Lebens möglıchst beibehalten werden. Im süddeutschen Raum ELW.: sah Dalberg
tolgende Bıstümer VOTL.: Kempten für Bayerisch-Schwaben, Ellwangen für
Neuwürttemberg, Bruchsal für Kurbaden un: Konstanz für Fürstenberg SOWIe
die restlichen Territorien dieser Gegend, mıiıt Ausnahme VO  - Vorderösterreich.
Der Untergang des Reiches W: Dalberg jedoch 1806 eıner Eıngliederung
in den Rheinbund. Mıt dem Sturz Napoleons (1813) WAalr auch das Schicksal e1ınes
gesamtdeutschen Konkordats besiegelt. Immer stärker pochten die Staaten auf
ihre eiıgene Souveränıtät, die S$1e nıcht durch gesamtdeutsche Regelungen der
Kırchenfrage un:! fremde Eıingriffe geschmälert wI1ssen wollten. Ihre
staatskirchlichen Vorstellungen konnten ZWar der päpstlichen Kurıe wen12
Gegenliebe tınden, doch wurden die Bestrebungen Einzelkonkordate letzt-
ıch durch ıne undurchsichtige Politik Roms unterstutzt. Diese zielte darauf,
iıne gesamtdeutsche Lösung allen Umständen verhindern. Tief sa die
Furcht VOTLr einer starken deutschen Kırche; mıiıt Eınzelnen, zumal protestantı-
schen un:! 1mM Umgang mıt der Kurıe unerfahrenen Staaten ylaubte ILanl Tiber
leichter fertig werden.

Dalberg fand in seinem Konstanzer Generalvikar un! Bıstumsverweser gnaz
Heıinrich VO Wessenberg (1774-1 860)* einen Nachtfolger, der die yesamtdeut-
schen Pläne freilich völlig politischen Bedingungen ortführte
och auch Wessenbergs Inıtiatıven einem Bundeskonkordat schlugen fehl;
un! Walr ach dem Wıener Kongress der Weg für Einzelkonkordate frei2t.
Den Anfang machte 18 das katholische Bayern. Wenig spater begannen auch
Preufßen, Hannover, die Nıederlande und die Schweiz mıt der römischen Kurıe

verhandeln. Ubrig blieben die protestantischen Miıttel- un:! Kleinstaaten, die
durch die Säkularisation mıtunter ine große Anzahl Katholiken erhalten hatten.
och einmal drängte Wessenberg 11U  . mi1t Erfolg auf ıne kirchliche Neu-

22 1800 Bischof VO  w Konstanz, 1802 Fürsterzbischof VO  - Maınz, 1805 Erzbischof VO

Regensburg. Zu iıhm: SCHWAIGER, Art. Dalberg, 1nN: GATZ, Bischöte (Anm 20) 110113
(Bae): H.- SPIESS, Carl VO Dalberg, 4—15% Beıträge se1iner Bıografie Veröf-
tfentlichungen des Geschichts- und Kunstvereıns Aschaffenburg 40) (Aschaffenburg

HAUSBERGER, ar] VOINl Dalberg. Der letzte geistliche Reichsfürst Schrittenreihe der
Uniiversıität Regensburg 22) (Regensburg

23 Generalvıkar des Bıstums Konstanz, Vertreter Dalbergs auf dem Wıener
Kongress, 1813 Priesterweıihe,]827 Kapitularvikar. Zu ıhm: K BRAUN, Art. Wes-
senberg, 1nN: (GGATZ (Anm. 20) 808—812; DERS. (Hg.), Kırche l.ll'ld Autklärung Ignaz Heınrich
VO  a} Wessenberg (1774—1860) Schrittenreihe der Katholischen Akademıie der Erzdiözese
Freiburg) (Freiburg 1.Br.

24 Vgl zusammentassend BISCHOF, Konkordatspolitik Dalbergs und Wessenbergs
S—1 11 7KG 108 8997 75—9°2
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ordnung ach gemeınsam vereinbarenden Grundsätzen. Württemberg mach-
te sıch DA Sprecher und Motor der „Frankfurter Konferenzen“, auf denen VO
März 1818 die Grundzüge eıner gemeınsamen Kıirchenpolitik beraten W UI-
den Neben Württemberg gehörten den teılnehmenden Staaten Baden, Hes-
sen-Darmstadt, Kurhessen, Nassau, die Stadt Frankfurt, Oldenburg, Mecklen-
burg, die sächsischen Häuser, die Hansestädte Bremen, Hamburg und Lübeck
SOWIEe die Fürstentümer Waldeck und Lıippe. Lange, wenngleıch vergeblich,hoffte IHLAall, auch Preufßen, Hannover, die Nıederlande und selbst Bayern WUr-
den dem Vereın beıtreten und eiıne gyesamtdeutsche Regelung (ohne ÖOster-
reich) ermöglıchen.

Zugrundeliegende Vorstellungen
Lerritorialprinzip

Die zentrale Idee, welche die aufgeklärt-absolutistischen Staaten be] der
kirchlichen Urganısatıon ıhrer Länder zugrundelegten, WAar das Lerritorialprin-
le25 Es galt, die durch Säkularisation un! Mediatisierung ITICU entstandenen
bzw. ın Grenzen konstituierten Flächenstaaten stabıilisieren. Die -
terschiedlichen Landesteile mMUuUssten zusammengefügt, die (katholischen)
Untertanen ıntegriert werden. Hierbei kam der Religions- und Kırchenpolitikeiıne aum überschätzende Bedeutung Zu  26 Oberstes Ziel WTr iıne für die
Jjeweiligen Staaten einheıitliche, VO  — remdem Eintfluss möglichst unabhängigekirchliche Organısatıon. Dabei tolgte INa  e} zunächst SaNz praktıschen Bedürt-
nıssen. Denn ın der Regel hatten die Staaten katholische Untertanen Aaus VCI-
schiedenen kirchlichen Sprengeln erhalten. Dazu kam, dass 1n protestantischen
Territorien durch Bınnenwanderung immer häufiger Dıiasporagemeinden ent-
standen bzw. Jetzt entstanden, deren tinanzielle un:! Jurisdiktionelle
Sıtuation 1n vielerlei Hınsıcht ungeklärt WAaT. Wollten die Landesherren kirchli-
che Angelegenheiten regeln, UuUSstien S1€e meIlst mıt mehreren Bischöfen bzw.
kiırchlichen Stellen verhandeln?. Die komplizierte Urganısatıon des Kırchen-
regıments verhinderte ine einheıitliche Staatspolitik ebenso wıe die auf allen

25 Dazu EBERT, Der kırchenrechtliche Territorialısmus 1n Bayern 1mM Zeıtalter der
Sikularısation (Paderborn SCHEUNER, Art. Territorialismus, 1In: RG  e *1962) 692;

SCHLAIER, Der rationale Territorialismus. Dıie Kırche dem staatsrechtlichen bso-
lutismus die Wende VO Z 18 Jahrhundert, 1IN: HECKEL/W. HEUN Heg.). Klaus
Schlaich. Gesammelte Aufsätze. Kırche und Staat VO  - der Reformation bısZ GrundgesetzJus ecclesiasticum 5,7) (Tübingen 204—7266

26 Dazu Beispiel Württemberg: S WEHLING, Oberschwaben der Württemberg?Integrationsprobleme zweıer polıtıscher Kulturen, 1N: BLICKLE Heg.) Politische Kultur 1n
Oberschwaben (Iübıngen 28/-—307; DERS.,; Oberschwaben 1m und Jahrhundert,
In: EITEL/E. KUHN (Hge.), Oberschwaben. Geschichte und Kultur (Konstanz 1393
155, hıer 138—147

27 In Württemberg 1€es Konstanz, Augsburg, Würzburg, Worms, Speyer und die
Fürstpropsteı Ellwangen.
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Ebenen erstrebte Integration der neuerworbenen Gebiete. Dies galt natürlich
Vvice für dıe kirchliche Verwaltung, die iıhrerseits mıiıt mehreren
staatlıchen Verhandlungspartnern tun hatte. 1ne Bereinigung der kirchlichen
Landkarte WAar also ersties Bedürtfnis. Dabe!] begünstigten die territorialen Ver-
schiebungen des frühen 19 Jahrhunderts jedoch 1Ur eiıne 1ın verschiıedener Hın-
siıcht längst übertällig Neuordnung. Dıie kirchliche Sprengeleinteilung, die 1mM
wesentlichen bereıts 1m frühen Miıttelalter erfolgt WAar un: den politischen
Veränderungen schon lange nıcht mehr Rechnung Lrug, MUSSTIEe die staatlich-
politischen Gegebenheıiten angCPDASST werden.

Der leichteren Handhabung diente auch das Bemühen e1ine einfache
Kiırchenstruktur. Orıientiert Idealbıild der VO Bischof geleiteten Diözese
kam ZU Wegfall zahlreicher alter kırchlicher Verfassungsfiguren (z.B
Bischöfliche Kommiussarıate, Archidiakonate un:! Vıkarıate)??, welche als kır-
chenrechtliche Notbehelte einst sinnvoll die ohnehin schon komplizierte
Rechtslage und Verwaltung zusätzlıch erschwerten. In diesem Sınne sınd bri-
SCHS auch andere, oft fehlinterpretierte Maßnahmen sehen. Innerhalb bzw.
neben den diözesanen Grenzen hatten sıch 1mM Laufe der eıt zahlreiche Krätte
etablıiert, die das „Diözesansystem“ unterwanderten un:! die bischöfliche (se=
walt empfindlıch beschnitten. Stifte un: Klöster beanspruchten für sıch und iıhr
Territorıum weıtreichende Exemtion; ein1ıge Stifte besaßen mıiıt eiınem infulierten
Propst der Spiıtze „quası-episkopale“ Gewalt. Es wundert deshalb nıcht, ass
die Staaten eın Verbot VO  - Klöstern und Orden durchsetzten. Dabej handelte
sıch also keineswegs L1L1UT die Ausläuter einer aufgeklärten Mönchskritik?,
Furcht VOT dem mıtunter kostspieligen Zwang ZRestitution oder kontessions-
politische Überlegungen. uch WEeNnNn derartige OmMmente den reformorientier-
ten Ansatz ımmer wıeder überlagert haben dürfte Zentrales Argument
Klöster und Orden WAar 1n kiırchenrechtlicher Hınsıcht deren gaänzlıche oder
relatıve Unabhängigkeit VO der ordentlichen, diözesan-bischöflichen Kır-
chengewalt*®. Sıe der Autsıicht des Bischofs un:! och mehr der des Staates

und deshalb potenzielle Orte VO Opposıtion un! Denunzıan-
In besonderem Ma{(e galt dies für die dem Papst also einem AaUS-

Vgl uch ÜLLER, Dıie Biıschöflichen Diözesanbehörden, insbesondere das ıschöf-
liche Ordıinarıat 15) (Stuttgart 29

29 Dazu SCHARFENECKER, Mönchtum und Ordenswesen 1m Spiegel der katholischen
Publizistik Südwestdeutschlands VO nde des 18 bıs ZUr!r Mıtte des 9}  rhunderts
(Zulassungsarbeıit für die Theologische Hauptprüfung, Tübingen > BENZ-, Zu den
kulturpolitischen Hiıntergründen der Siäkularısation VO: 1803 Motive und Folgen der all-
gemeınen Klosteraufhebungen, 1N: Saeculum (1975) 264—2385

3() Eıne Tatsache, die A4AUsS apologetischen Gründen völlig verdrängt wurde Selbst der
konservatıve Freiherr VO:  - Türkheim nahm während den Verhandlungen der „Statı protes-
tantı unıt1ı  CC 1n Rom die Posıtion e1n, Exemtionen dürfe künftig nıcht mehr geben und
eshalb uch keıine Orden, mıt Ausnahme VO  - barmherzigen Schwestern, Schulschwestern
und Erziehungsanstalten, d1e dem Staat und Bischof, jedoch keinem auswärtıgen Oberen
unterstehen. Hıntergrund 1st uch hıer das Territorialprinzıip: Der Bischof ist Landesbisch.
(!) und als olcher kirchlicher Cheft über das IL and Orden und Exemtionen haben hıer
keinen Platz mehr. Vgl BURKARD (Anm 259
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ländischen Souverän besonderem Gehorsam verpflichteten Jesuiten*. Dıi1e
Aufhebung VO Klöstern entsprach also völlig dem auch VO Josephinismus
angestrebten Kırchenideal, das den Biıschof als Seelsorger seiner Diıözese iın den
Mittelpunkt rückte.

Zersetzend wiıirkten autf dıie diözesanen Strukturen außerdem die spatestens 1mM
18. Jahrhundert heftig umstrıttenen päpstlichen Nuntıen. Waren diese
nächst LLUT MIt subsıidiären Vollmachten ausgestattetl, hatten S$1e bald Rechte
und Funktion VO „Oberbischöfen“ beansprucht‘*‘. Keın Wunder, dass die
Bischöfe nıcht 11UT des 18 sondern ebenso des 19 Jahrhunderts ıhre Abneigung
unverhohlen ZUu Ausdruck brachten. Nur eın Beıispıel: er Eıchstätter Bischof
1eß ach seiıner Konsekration 1821 dem untıus anstelle der VO diesem
1T1warftete reichen Geschenke 1Ur 12 Bouteillen Weın des Jahrgangs 1811
überreichen, die VO  — Letzterem W1€ heißt ‚mıt vieler Indignatıon auf-
Xun! sogleich dem Hospital übergeben“ wurden. Der Augsburger
Bischof hatte sıch grofßzügiger erwıesen und dem untıus acht sılberne Cande-
laber übermacht. uch die protestantischen Staaten nahmen päpstlichen Nun-
tıen gegenüber i1ne restriktive Haltung eIn. Ständige Nuntıaturen wurden auf
eigenem Terriıtorıum nıcht geduldet, zeıtweılıge untıen VO  4 der besonderen
Erlaubnis des Landesherren abhängig gemacht. Maxıme WAal, möglıchst 1Ur mıiıt
dem apst, nıcht aber MIıt untergeordneten Behörden un: Geschäftsträgern
verkehren. Im Gegensatz 711 wurden die untıen durch jJosephinische Kır-
chenrechtler durchaus anerkannt. Allerdings mıt Z7wel Einschränkungen: Die-

Dıie ausdrückliche Nennung der Jesuıten 1n Frankfurt hatte 1n der Wıederherstellung
des Jesuitenordens durch DPıus VIL 1M Jahr 1814 iıhren aktuellen Anlass. Mıt Frauenkon-
gregationen, die der Jurisdiktion des Bischofs unterstanden und (als Krankenschwestern
etwa) für das Wohl des GemeLnwesens SOrgteN, hatte I11all wenıger Probleme. Selbst 1mM
restriktiven Württemberg wurden weıbliche Kongregationen schon bald nach 1848 zugelas-
SCIL. Vgl HAGEN, Geschichte der 10zese Rottenburg, Bd (Stuttgart 254—7260

52 Dıies WAar UV! uch nach TIrıent L1ULTE bedingt „Tatsache 1St, dass 1n den
kırchenrechtlichen Lehrbüchern VOT den Josephinern, Febronianern und anderen geistigen
Vätern der Bischof als der mıiıt göttlıcher Weıiıhe ausgestattete und VO Papst entsandte
gELrEUE Verwalter eines Teilbereichs der Kırche gezeichnet worden 1St. Der Bischof galt als
päpstlicher Gouverneur, nıcht mehr, WE uch nıcht wenı1ger, dass ıhm als Vertreter des
Papstes Ehrturcht und Gehorsam entgegenzubringen war“. Diesem „mittelbaren“ Bischof
stellte der Josephinısmus eınen miıt eigenständıger Gewalt ausgerusteten Episkopus gegenu-
ber. WALF, Das bischöfliche Amt 1n der Sıcht Josephiniıscher Kirchenrechtler Forschun-
CIl ZUr kirchlichen Rechtsgeschichte und FA Kırchenrecht 13) (Köln/ Wıen iınsbes.
16, 132

33 STEINRUCK, Dıie kiırchengeschichtliche Bedeutung des Nuntiaturstreıts (1785—1790),
11 L’IhZ (1974) 23860

34 Bekannt sınd dıe schweızerischen und bayerischen Bestrebungen Errichtung e1gE-
LICT Landesbistümer. Statt dessen wurden jedoch LUr Nuntıaturen mıt allerdings weıtgehen-
den Vollmachten gegründet. Als Reaktion auf die Münchener Nuntıiatur und den Nuntıatu-
renstreıt folgte die „Emser Punktation“ der deutschen Erzbischöftfe. Vgl TEINRUCK, Art.
Nuntıiaturstreıt, in® LLIhK *1998) 949

35 Auszug A einem Bericht der Königlıchen Gesandtschatt 1n München Dezember
1821 65 Verz. Bu 120
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selben sollten entsprechend einer Bestimmung des Konzıls VO  . TIrıent nıcht
berechtigt se1n, in die bischöfliche Jurisdiktion einzugreıifen un! außerdem die
Souveränıtät des Landesherren nıcht tangıeren”®.

Landesherryliches Kirchenregiment (Summepiskopat — Josephinismus)®'
Be1 der rage ach den staatsrechtlichen Vorstellungen, die hınter der Kırchen-

politik der Staaten standen un! die Begınn des 19 Jahrhunderts zahlreiche
T1CUC Dıiözesen bzw. deren spezıfische Ausgestaltung hervorbrachten, 1st
nächst die Vorstellung VO evangelischen Summebpiskopat CLNECN Dies oilt
ZWar LLUT für protestantısche Staaten, doch wirkte 1er die se1lt Jahrhunderten ın
Anspruch SCHOMIMECN Ausübung kirchlicher Gewalt in ezug auf die Jeweıli-
ge(n) protestantische(n) Landeskirche(n) zweıtelsohne weıter un: beeinflusste
auch die Einstellung der katholischen Kırche gegenüber nachhaltig. Die Eın-
richtung VO Katholischen Kırchenräten (Oberkirchenräten usas) als staatlıche
Behörden®? 1sSt 1ın direkter Parallelität den evangelıschen Konsıstorijen“
sehen“®.

Wıe stark die Vorstellung VO Summepiskopat be] der Neugestaltung der
katholischen Kırche selbst vorherrschte, INAaS eın Beispiel verdeutlichen. 1802
WAalr 1n württembergischen Amtsstuben i1ne Diözesankonzeption eNTt-
wickelt worden. Wiäre ach ıhr CHANSCHL, hätte I11all den katho-
ıschen Landesbischof vollständıg 1ın die staatliche Verwaltung integriert. Vor-
gesehen Wal, den Bischof DA Präsıdenten einer „katholischen Abteilung“ der

3G Vgl WALF (Anm 32)
37 Vgl JESERICH, Das landesherrliche Kirchenregiment, 1N: DERS., Deutsche Verwal-

tungsgeschichte, In (Stuttgart 361—369:; H.-= KRUMVWIEDE, Art. Landesherrliches
Kirchenregiment, 11 IRE (1990) 59—68

55 Dıie bayerischen Regenten hatten beispielsweise bereıits 1557 ein geistliches Ratskolle-
Y1um errichtet, das 1773 ErNEUECTT, miıt Statuten versehen und mıt geistlıchen un! weltlichen
Miıtgliedern besetzt wurde Dazu WARNKÖNIG, Dıie staatsrechtliche Stellung der katho-
ıschen Kırche 1n den katholischen Ländern des deutschen Reıichs, besonders 1M achtzehnten
Jahrhundert. Fıne rechtsgeschichtliche und rechtsdogmengeschichtliche Abhandlung (Erlan-
SCIl 136

39 1539 Wurde 1n Wıttemberg durch den sächsischen Kurfürsten das Konsıstoriıum als
Kirchengericht über Ehesachen, geistlıche Personen un: kirchliche Vergehen der Laıen
errichtet. Wesentlich ausgedehnter dıe Befugnisse des württembergischen Kırchenrats
(um Als Pendant ZU herzoglichen Rat gegründet, mıt weltlichen und geistlıchen
Räten besetzt, hbesafß der Kırchenrat („Synodus“) eıne umtassende Kompetenz 1n Kırchen-
angelegenheiten. Württemberg wurde für viele Länder ZU Vorbild. Selit dem Jahrhundert
unterlagen die Konsıstorien einem unehmenden Verstaatlıchungsprozess. Vgl HEUN,
Art. Konsıstorium, 1N: IRE (1990) 482488

40 Es aD uch gemeinsame Behörden für Katholiken und Protestanten. So hatte Nassau-
Oranıen 1803 eın fürstlıches Konsıstorium Z Wahrnehmung seiner Rechte CIrca
errichtet. Dıie Behörde WAar für evangelische Ww1€e für katholische Angelegenheiten zuständ1g,
mıiıt Ausnahme dogmatischer und dıszıplınärer Fragen. Vgl RICHTER, Die kırchlichen
Organıisationspläne der oranıen-nassauischen Regierung be] der Säkularisation des Hoch-
stitts Fulda, 11 Fuldaer Geschichtsblätter 11 91 1078 QQ  &9 hıer 184
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Landesregierung machen. Damıt ware taktiısch ZU Ressortchef elines dem
Kultusministerium zugeordneten Departements degradiert worden, mıt voller
Eınbindung 1n die staatlıche Behördenstruktur und ohne eigenständıge Kom-
petenz oder Befugnis“. Dieses frühe Modell betrachtete den Bischof also als
weısungsgebundenen Mınısteri1albeamten. Eın Domkapitel WAar nıcht VOTrSCSC-hen, dessen Funktionen sollte vielmehr der „katholische Kirchenrat“ als Teıl der
Landesregierung übernehmen. Es WAar eın Modell, 1n dem der Landesherr
Summep1scopus auch 1n Catholica SCWESCH ware. Man wırd nıcht tehlgehen,1er eın Verschmelzen verschiedener Faktoren sehen: Evangelisches Her-
kommen, Bedürfnis nach Einheitlichkeit iın der Staatsverwaltung und Schutz

einen als agSrESSIV eingestuften Katholizismus.
uch wenn das eben Beıispiel zweıtelsohne eiınen Extremtall dar-

tellt, die Vorstellung VO landesherrlichen Kirchenregiment und den Jura YCd
SACYA W ar nıcht spezıell evangelisches Erbe Se1it dem Westtälischen Frieden
wachten die Landesherren, yleich welcher Konfession, Streng darüber, dass
den Bestimmungen (d.h der konfessionellen Eındeutigkeit) festgehaltenwurde. Selbst dort, spater katholische Fürsten die Regierung evangelischerStaaten übernommen hatten; SINg INan davon AaUs, 4SSs die Kıirchenhoheit der
Bischöfte weıterhın sıstlıert se1?. Die katholischen Landesherren üllten ıhnlich
dem evangelischen Summepi1skopat® das entstandene Vakuum AaUS; die Uur-

sprünglich zuständigen Bischöfe hatten nıchts mehr e Kırchlicherseits
behalf INan sıch mıt Mıssıonaren, oft Mönchen, die VO einem Nuntıius, der
Congregatıo de propaganda tıde oder einem Ordensoberen dıie ertorderlichen
Vollmachten erhielten.

Was für katholische Landesherren Ausdruck der eigenen Souveränıtät WAal,
hatte für Protestanten allerdings ıne besondere Bedeutung. Das landesherrliche
Kirchenregiment stand 1er für eın elementares Siıcherheitsbedürfnis. Joseph

Vgl REINHARDT, Zur württembergischen Kırchenpolitik 1M trühen Jahrhundert,
(1992) 241—250, hıer 247749
der. Der katholische Landesbischof Sektionscheft 1M Kultusministerium?, 1N°? R]JKG 11

472 So Liwa 1n der Kurpfalz. Vgl BURKARD, „UVase 1n einer aufklärungssüchtigen Zeıt“?
Dıie katholisch-theologische Fakultät der Universıität Heidelberg zwischen verspateter Ge-
genreformation, Aufklärung und Kirchenreform Contubernium. Tübinger Beıiträge ZUr
Wıssenschafts- und Universitätsgeschichte 42) (Sıgmarıngen 190

43 Vgl KRAUSSOLD, Das landesherrliche Summepi1scopat nach reformatorisch-lutheri-
schen Grundsätzen. Eın kırchenrechtlicher Versuch Theologische Zeıitfragen (ErlangenInteressante Formen nahm der Summepi1skopat dann d WE dıe Kontession des
Landesherren wechselte. Vgl KOFLER, Der Summepiskopat des katholischen Landes-
fürsten 1n Württemberg Schritten Z südwestdeutschen Landeskunde 10) (StuttgartDie Rezeption der Doktrin VO „Summepiskopat“ trıeb mıtunter kuriose Blüten. So
rechttertigte der katholische) Pfälzer Kurfürst arl Theodor 1749 die Verhängung VO:
„Kırchenstrafen 1MmM katholischen Stil“ über seıne protestantischen Untertanen mıt dem
Hınweıs, der Kurfürst habe als Epı1iscopus der Protestanten das Recht, zıvıle W1e kirchliche
Straten verhängen. Vgl BURKARD, Rez MÖRZ, Auifgeklärter Absolutismus in der
Kurpfalz während der Mannheimer Regierungszeıit des Kurfürsten Karl Theodor 2

Veröffentlichungen der Kommissıon für geschichtliche Landeskunde 1n Baden-
Württemberg, Reihe B, 120) (Stuttgart9 1: RIKG (1993) 202=304
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Vıtus Burg (1768—-1833)*, Pfarrer 1ın Kappel Rheıin un: Berater der badıschen
Regierung auf den Frankfurter Konferenzen, tormulierte „Die Stellung der
protestantischen Fürsten dem Papste 1St Sanz anders als Jjene der katho-
ıschen Fürsten. Sıe sehen in iıhm ZWar das Oberhaupt ihrer katholischen Unter-
N!  9 deren Kirchenrechte S1e garantıert haben, aber auch zugleich einen mäch-
tıgen, mıt ıhnen se1It 61010 Jahren 1ın erklärter OUOpposıtion stehenden Souveran, der
das relıg1öse Gefühl der katholischen Untertanen, worüber ıne uUu1L1U111-
schränkte Gewalt uszuüben sucht, die Zwecke des Staats ın Anspruch
nehmen kann, und W1€e die Geschichte aller Jahrhunderte beweiıst, schon oft 1ın
AnspruchShat Sıe haben also mehr Ursache, och die Jura princıpum
cavend:ı eit inspect10n1s, die schon 1in dem Begriffe der Souveränıtät liegen,
seıne Einwirkung ın Anwendung bringen, als die katholischen uUursten  s

iıne besondere Ausprägung hatte das landesherrliche Kirchenregiment 1mM
18 Jahrhundert 1ın Osterreich erfahren. Dıie 1M Gefolge des Jesuiten Ferdinand
Maa{fß (1902—-1973)* vorherrschende Charakterisierung des Josephinismus als
eın bloßes, mıiıt dem Katholizismus unvereinbares Staatskırchentum, stellt aller-
dings ine Engführung dar. Denn der Josephinismus” WAar insotern mehr, als
unter Rückgriff auf altkaiserliche Vorstellungen staatlıch kirchliche Vorstellun-

44 1787 Eıintritt 1n den Franzıskanerorden, Studien in Regensburg und Würzburg, 1791
Priesterweihe, anschließend Lehrauftrag 1in Überlingen, seıt 1797 1mM Dienst des Bistums
Konstanz, 1802 Pfarrer 1ın Herth beı Basel) und Dekan des Landkapiıtels Wıesenthal, seıt
1809 Pfarrer 1n Kappel Rheıin, Schuldekan und Bischöflicher Kommissar für die 96
rechtsrheinischen, ehemals Straßburgischen Pfarreıen, 1812 Ehrendoktor 1in Freiburg, 1827
Domdekan 1n Freiburg, 1830 Bischof VO Maınz. Zu ıhm: BRÜCK, Art. Burg, 1N: (GATZ
(Anm 20) 5I—8/; WOLF, Staatsbeamter un!: katholischer Bischof Joseph Vıtus Burg
(1768—1833) 4US Offenburg zwischen Hıstoriographie unı Ideologie, 1N: FDA 116 (1996)
41—59; BURKARD (Anm. 3)8 insbes. /06—/08 eg

45 Burg, Ansıchten über die den Papst VO: den ZUur gleichtörmigen Herstellung einer
katholischen Kırchenverfassung 1n ıhren Staaten vereinıgten Fürsten machende Deklara-
tion. DDAMz Domkapıtel n

46 Nach Studıen 1n Innsbruck und Wıen 1931 Priesterweihe, 1938 Dozent der privaten
Studienanstalt der Jesuuıten 1n Innsbruck, 1939 1n Wıen, 1947 Privatdozent, 1964 Protessor für
Kırchengeschichte 1n Innsbruck, 1921 Jesut. Zu ıhm: GELMI,; Art. Maalis, 1} ‚ThK
1159

47 Vgl VALJAVEC, Der Josephinismus. Zur geistigen Entwicklung Österreichs 1mM
und 19. Jahrhundert (München “1945); S, Der Josephinısmus. Quellen seiner
Geschichte 1ın Österreich 0J790 Amtliche Dokumente A4UusSs dem Wıener Haus-, Hof-
Staatsarchıv Fontes LCIUIMNNN Austriacarum, Abt. 2, 1—5) (Wıen 1951—-1961); WINTER, Der
Josefinısmus. Dıie Geschichte des österreichischen Retormkatholizismus S548 Be1i-
trage ZUur Geschichte des relıg1ösen und wıssenschaftftlichen Denkens Berlın RIE-
SER, Der (Gelist des Josephinısmus und se1ın Fortleben. Der Kampft der Kırche ıhre Freiheit
(Wıen KOVACS, Katholische Aufklärung und Josephinısmus (München 9

REINALTER (Hg.), Der Josephinismus. Bedeutung, Einflüsse und Wirkungen Schritten-
reihe der Internationalen Forschungsstelle „Demokratische Bewegungen 1n Miıtteleuropa
—1850* (Frankfurt 1995 KLUETING, Der Josephinismus. Ausgewählte uel-
len Zur Geschichte der theresianısch-josephinischen Retormen Ausgewählte Quellen ZUur
deutschen Geschichte der Neuzeıt 12) (Darmstadt
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SCH mıt innerkirchlichen Reformbemühungen verband*®3. Er War zunächst welt-
gehend und durchdrungen »”  Ö Geıist des reichskirchlichen Episko-
palismus des und 18 Jahrhunderts, dessen Wurzeln bıs 1n das Spätmittelalter
zurückreichen. Die Auseinandersetzung ber das bischöfliche Amt auf dem
Irıenter Konzıil hatte keine der Fragen letztgültig beantwortet, die in der (y@es
samtkirche se1it der kirchlichen Reformbewegung des 14 und 15 Jahrhunderts
und besonders 1n der Reichskirche durch die Gravamına un:! die konziliaristi-
sche Theorie aufgebrochen waren  Pl Und wurde VO seıten des Josephi-
Nnısmus ine Wiederbelebung des Episkopalismus rüherer Zeıten stark gC-
ördert. iıne weitgehende Rezeption ertuhr das Josephinische Kıirchenrecht
durch die aufgeklärten Staaten des 19 Jahrhunderts®. Vielleicht ann 11an

SagCIl, der Josephinismus habe erst 1M 19 Jahrhundert seine volle Blüte erlebt5.
Dass selbst evangelische Staaten W1e€e Württemberg den Josephinısmus Z 1ıdeo-
logischen Grundlage machten, braucht nıcht verwundern. Hatte dieser doch
1n weıten Teilen ıhres Terriıtorıums bereits VOTL der Siäkularıisation seiıne
Wırkung entfaltet®2.

Zusammenftassend lässt sıch hne bedeutende kontessionelle Unter-
schiede nahmen die Staaten des ausgehenden 18 un:! beginnenden 19. Jahr-
hunderts eın SaNnzZCS Bündel VO Jura majestatıca CLYCA $AaCcYa> 1n Anspruch.
Der Tübinger Kirchenrechtler Johann Baptıst Sägmüller (1860—1942)** zählte

48 Plassmann hat freilich 1n »Voreingenommener Weiıse den N:  n Zusammenhang
zwischen Febronıianısmus und Josephinısmus 1n der kanonistischen Literatur herausgear—
beıitet: „Diese Verschränkung 1sSt eines der bezeichnendsten Merkmale der staatskiırchenrecht-
lıchen Grundanschauungen 1n dem Zeiıtraum“. E. PLASSMANN, Staatskirchenrechtliche
Grundgedanken der deutschen Kanonisten der Wende VO ZU) 19. Jahrhundert
(Freiburg/Basel/Wıen

49 WALF (Anm 32)
50 Im Frankfurter System wurde d1e summarısche Klausel eingefügt, alle nıcht ausdrück-

liıch geregelten Punkte fänden ıhre Handhabung entsprechend dem österreichischen Kirchen-
recht. Vgl Grundzüge y 100 Abgedr. be1 BURKARD (Anm 769

Vgl HAFEN, Möhler und Wessenberg oder Strengkirchlichkeıit und Liberalismus 1n
der katholischen Kırche 1n allen iıhren Gegensätzen, mıt bCSOII erer Rücksicht autf dıe katho-
ıschen Geıistliıchen Württembergs Ulm 5—10; KLUETING, Deutschland und der
Josephinısmus. Wirkungen und Ausstrahlungen der theres1anısch-Josephinıschen Reformen
auf die außerösterreichıischen deutschen Terrıtorıen, 1N: REINALTER (Anm 47) —O

»22 Erftfahrungen mıt den iırchlichen Retormen Josephs I1 hatte INan iınsbesondere 1M
vorderösterreichıschen Breisgau gesammelt. Dazu EIGER, Dıie Durchführung der rch-
lıchen Reformen Josephs Al 1m vorderösterreichıischen Breisgau 16/17) (Stuttgart
1905; Amsterdam

54 Der Begrift geht zurück aut den Hallenser Rechtsgelehrten Christian Thomasıus. Die
VO  - ıhm VOrSCNOMMENEC scharte Irennung 7zwischen siıchtbarer und unsıchtbarer Kırche
führte dazu, tür die „eccles1a repraesentatıva“ als einz1ge Rechtsquelle den Staat pPIo-
amıeren. In Sachen der öffentlichen Lehre und kırchlichen Ordnung sollte das 1m Terrıto-
rıum gegründete Hoheitsrecht des Fürsten gelten. Zu ıhm: HOHLVWEIN, Art. Thomasıus,
1N: R  G) ?1962) 8661

54 1884 Priesterweıiıhe, anschließend als Expositurvikar der Diasporagemeinde Alpırsbach
1n der Seelsorge tätıg, 1887 Repetent für Kirchenrecht 1n Tübingen, 1888 Promotion ZU Dr.
phıl., 1893 erhijelt Prof. für mıiıttelalterliche Geschichte 1n Tübingen, 1896 Proft. für



Staatsknechte der Kırchendiener? 2323

2VAN 1mM Einzelnen tolgende (sıch jedoch ZU Teil überschneidende) Rechte®:
Das Jus reformandı umftasste die Befugnis, ber die Zulassung VO Religions-
gemeinschaften SOWIl1e deren Rechte entscheıden und kirchliche Miıss-
bräuche abzustellen.
Das Jus 4Advocatıiae (7us protectionıs) beinhaltete das Recht, die Kırche 1n iıhrer
Religionsausübung beschützen un! ıhr Hılte eısten, eLw2a be1 der
Ausübung kırchlicher Strafigewalt oder der Verwaltung des Kirchenvermö-
SCHS (brachıum saeculare). Dıesem Zweck diente 1ne entsprechende staatlı-
che Behörde (das Konsıistoriıum oder der Kırchenrat).
Das Jus ınspectionıs gewährte dem Staat das Recht, VO allen Lebensäußerun-
SCIl der Kırche Kenntnıs nehmen, ELW: iın der Kontrolle der Kommunika-
t10N 7zwischen den Bischöten un:! der Kurıiıe.
Das Jus cavend: War das Recht, Präventivmaßnahmen Zu Schutz des Staates

ergreıiten.
Das Jus placeti reg1) bezeichnete das Recht, alle kirchlichen Erlasse der
staatlıchen Genehmigung unterwerten.
Das JuS appellationis gewährte dem Staat das Recht, Missbrauch der
kirchlichen Strafgewalt einzuschreıiten und als Appelationsinstanz der Be-
troffenen tungieren.
Das Jus exclusive umfasste das Recht, kıirchliche Ämter errichten un:
aufzuheben, VOT allem aber be] der Besetzung der ÄITIth miıtzuwiırken,
nıcht-genehme Kandidaten auszuschliefßen. Im weıter gehenden Sınne W alr

damıt das Recht ZU staatlıchen Pftarrkonkurs gegeben.
[)as JuS dominı supremı bezeichnete das Recht ZUrFrF Autsicht ber bzw. den
Eıingriff 1n das kirchliche Vermögen.

7u dieser Aufzählung staatliıcher Rechte I1US5$s5 allerdings DESaAQLT werden: Ab-
sıcht Sägmüllers W ar die Desavoui:erung eınes „Systems VON staatlichen ech-
ten .  “ Dıieses System yab jedoch austormuliert nıcht. 1ne derartige Autf-
lıstung kennen selbst Vertreter des josephinıschen Kırchenrechts nıcht>©. uch
konstatierte Engelbert Plassmann, der die kanonistische Lıiteratur untersuchte,
1ne signıfikante Dıiıfferenz 7zwischen den österreichischen Kanonisten und de-
HE 1ın anderen deutschen Ländern. Jene hätten das staatlıche 1ın sacra“
vertreten, während diese nıcht welıt singen un! 1Ur für eın CIrca sacra“
plädierten”. Die Rolle des Landesherren 1in bzw. CIrca aber Wlr 1n jedem

Kirchenrecht und Pädagogık, Mitarbeiter kirchlichen Gesetzbuch 1926 emeriıtiert.
Scharter Kritiker der „katholischen Autklärung“, über deren Beurteilung sıch miıt dem
Würzburger Kirchenhistoriker Sebastıan Merkle einen heftigen Kampf lieferte: kompromı1ss-
loser Gegner des „Reformkatholizismus“. Zu ıhm BURKARD, Art. Saägmüller, 11 BKL
(2000) IM

55 SÄGMÜLLER, Das Verhältnis VO Kırche und Staat nde des und Begınn
des Jahrhunderts, 1n: Rottenburger Monatsschrift für Geıistliche Sachen 11 (1927/28) d

Ahnlich SCHOFF (Anm. c
56 Wiıchtige Differenzierungen einzelner Rechte be1 P”LASSMANN (Anm 48) 0725
5 / Ebd 161.; ZU!T: Diıfferenzierung uch HECKEL, Cura relig10n1s, Ius 1n S  ‚9 Ius CIrca
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Falle bedeutend. Vielleicht ann die These geWagtT werden, 4SSs der evangelische
„Summep1scopus“ 1n katholischen Staaten (Josephinismus) eintach ZU 99
VOCATUS ecclesiae“ geworden 1St. Die Funktion blieb dieselbe: Der Landesherr
hatte entsprechend Josephinischer Vorstellung (Gmeıner) das Recht, selbst ın
die ınneren kirchlichen Angelegenheiten einschließlich der theologischen Lehre
einzugreıifen®. Es 1St interessant, ass 1n diesem Zusammenhang nıe Angste VOTI
einer xtiremen staatlıchen Bevormundung artikuliert werden?. Die Staaten
gingen selbst 1n der theoretischen Rezeption derartiger Ideen nıcht weıt.

Mittel der Durchsetzung
Wıe bereits angedeutet, beließen die Staaten nıcht dabei, für iıhre Terrıtoriıen

Dıözesen umschreiben und dotieren. Der außere Bestand iıhrer „Landes-
kiırchen“ sollte festgeschrieben werden, zudem aber auch deren innere Gestalt
un:! rechtlichen Verhältnisse, und ZWar weıt hınaus ber Jjenen Rahmen, den
hierfür üblicherweise ein Konkordat bot Dıie Legitimatıion lieferten nıcht 1Ur
die ZENANNLEN Theorien. Der Reichsdeputationshauptschluss VO 1802 hatte den
Landesherren die Sorge für die ıhnen untergebenen Katholiken und deren
kirchliche Einrichtungen ausdrücklich ZUr Pflicht gemacht. uch AUuS iıhrer
Eıgenschaft als Dotatoren der neuen) deutschen Kırche leiteten die Landes-
herren ZEWISSE Rechte ab Hınzu kam als weıteres, psychologisches Moment das
durchaus gemeınte Bewusstseın, 7zAbhe belebenden Retorm der Kırche VOI-

pflichtet se1n. Dieses Bewusstsein wurde durch zahllose ufe VOINl katho-
ischer Seıte ach längst überfälligen Retormen in der Kırche zusätzlich VCI-
stärkt.

Da nıcht erwarten WAal, 4SSs sıch die römische Kurıe auf derartig umfas-
sende Regelungen einlassen würde und da INan der Kurıe ohnehin ein weıter
gehendes Mitspracherecht innerhalb der einzelnen Ortskirchen absprach, orif-tfen die Staaten einem Mittel, das Napoleon schon 1801 angewandt hatte®.

‚9 1N: Festschrift Ulrich Stutz ZU sıebzıgsten Geburtstag, dargebracht VO  w} Schülern,
Freunden und Verehrern (Stuttgart 193 224—7298

5 PLASSMANN (Anm. 48) 181
59 „Während die Unabhängigkeit des Bischofs VO Papst immer wıeder vehement und MIt

einem Gutteil Berechtigung gefordert wurde, bekundeten die Josephinischen Kırchen-
rechtler 1n dieser Beziehung, Iso Jjene zwischen Bischof und Landesherren, keinerlei
Befürchtungen die treie Ausübung des bischöflichen Amtes  “ WALF (Anm 32) 17

60 „Der Gedanke, die Herstellung einer zweckmäßıigen katholischen Kırchenverfassung 1n
den Staaten der protestantischen Fuürsten Deutschlands durch eın Konkordat mıt dem Papstesuchen, 1St schon darum aufzugeben, weıl INan Aaus der Erfahrung weılß, dass dieses nıcht
anders als durch langwierige und sehr verwickelte Unterhandlungen erreicht werden könnte,wobei der römiısche Hot den Vorteıl auf seiner Seıite hätte, die Gegenstände der Unterhand-
lung selbst anzugeben und nach seiınen Absıchten lenken. Durch ein Konkordat 1st uch
aus dem Grunde für dıe uhe und Sıcherheit des Kırchenwesens 1n diesen Staaten nıcht
ZESOTZL, weıl der römische Hof sıch VO  w seiner Seıite nıemals anders als bedingnisserweiseverbindlich macht und überhaupt jedes Konkordat 1Ur als ein Indultum der Privilegiumansıeht, das zurücknehmen kann, Wann wiıll Zu eiıner sıchern und dauerhaften
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Wıe Napoleon das Französische Konkordat durch „Organısche Artıkel“ C1-

gyanzte, erliefß Bayern autf das Konkordat VO 1817 hın ein „Religionsedikt“.
In Ühnlicher Weise folgte 1n den oberrheinischen Staaten 1830 ine „Landesherr-
lıche Verordnung“, die eiıne (modifizierte) Fassung des vollständigen Frank-
furter Kirchensystems darstellte un! Jene in den Verhandlungen mıt Rom nıcht
durchgebrachten Grundsätze gesetzlicher Geltung erhob So wurde Jjeweılsdie auf notwendıigerweıse schmalstem Konsens geschlossenen Vereinbarung mıiıt
dem Heılıgen Stuhl durch eın nachträgliches staatlıches (zeset7z erweıtert.

Inhaltlich ein wichtiger Punkt 1MmM Konzept der aufgeklärten Staaten WTlr der
hohe Stellenwert, der dem Selbstbestimmungsrecht der Ortskirche zugewlesenwurde. Dieses sollte freilich Lasten unıversalkirchlicher Ansprüche gehen.Genulne Institution diözesaner Selbstbestimmung auch dies 1st charakteris-
tisch WAar nıcht allein der Bischof mıiıt seiınem Domkapitel. Unter Rückgriff auf
die synodalen Tradıtionen der Kırche, un! och mehr auf die VO allgemeinenKonzıilien ımmer wıeder eingeschärften Verpflichtungen, wurde die Synode (ın
der Theorıie) dem Instrument ortskirchlicher Orıientierung und Reform
schlechthin. Es verwundert deshalb nıcht, dass vonseıten kirchlicher Reformer
1n den folgenden Jahrzehnten iımmer wıeder WE auch vergeblich die
Einberufung VO  S Diıözesan- un! Proviınzialsynoden eingefordert wurde®!.

Dıivergierende „Kirchensysteme“
1ne ditterenzierte Betrachtung der Dıiözesankonzeptionen, W1e€e sS1e die aut-

geklärten Staaten 1m 19 Jahrhundert entwarfen, lässt die Dıiıskussion voneınan-
der unterscheidender und einander überlappender Kırchensysteme eI-
kennen. Es handelt sıch näherhin eın staatskıirchliches System (vorwiegend
Josephinischer Prägung) und das System des kirchlichen Episkopaliısmus
(Febronianısmus)®. Obwohl sıch das staatskıirchliche System 1n einer Vielzahl

Herstellung eıner katholischen Kırchenverfassung iın den Staaten der vereinıgten protestan-tischen Fursten dürtte zweckmäßigtsen eın pragmaltısches Edikt führen, das AaUus We1l
Teıilen bestünde: Eıner Deklaration den Papst, worın dıe Rechte der katholischen Kırche

den vereinıgten Staaten sıch und ın ıhren Verhältnissen ZU Papst als Oberhaupt der
Kırche bestimmt werden. IL Eıner Publikation die Untertanen, worın Jjene Deklaratiıon
den Papst und die darauf erfolgte kundgemacht und durch organısche (Jesetze die
Rechte des Staats 1n seiınem Verhältnisse ZUuUr katholischen Kırche] 1n den vereinıgten Staaten
und dem auswärtigen Oberhaupt derselben, dem Papste, ausgesprochen werden“
Burg, Ansıchten über die den Papst VO  a den ZUr gleichtförmigen Herstellung eiıner katho-
ıschen Kırchenverfassung 1n ihren Staaten vereinıgten Fürsten mMachende Deklaratıon.
DDAMz Domkapıtel Tl

Vgl GATZ, Synodale Bewegungen und Dıiözesansynoden iın den deutschsprachigenLändern VO  - der Säkularısatiıon bıs ZUuU Zweıten Vatiıkanıischen Konzıl, 1N: (1987)
206—243; R:} SIEBEN, Dıie Partikularsynode. Studien ZUuUr Geschichte der Konzıilsıdee

37) (Frankfurt a.M insbes. 162—-192
62 Dazu REINHARDT, Art. Episkopalismus, 1N LIhK 21995) VGL Im 18. Jahr-

hundert yab eine IN Reihe zeitgenössıscher Literatur Zu VWesen und Umfang des
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VO  . Punkten mıt dem episkopalıstischen System, W1e€e etwa 1in Ems tormuliert
wurde, überschnitt, herrschte zwıschen beiıden 1ne Diskrepanz. Der Episkopa-lismus wandte sıch alle Faktoren, welche die bischöfliche Jurisdiktion
einengten, also auch die Landesherren. Für viele überzeugte Episkopalis-  WEnten WAar das Staatskirchentum lediglich ein Instrument, den römischen W-
derstand innerkirchliche Reformen leichter überwinden. Andererseits

die Staaten nıcht bereıt, einen unbeschränkten Episkopalismus zuzulas-
SCH, der ıhre Souveränıiıtät verletzt hätte. SO 1St auch verständlıch, Aass Joseph {l
die Emser Punktation nıcht unterstutzte. Eınıg sıch Bischöfe un:! Landes-
herren lediglich darın, das „despotische Joch“ des römischen Hofes abzuschüt-
teln.

Der Vergleich der „Systeme“ sotern sıch überhaupt solche handelte
und deren Eınmünden ın die praktische Politik des 19. Jahrhunderts zeıgtfolgendes: Die staatskıirchlichen Vorstellungen Rückgriff auf frühere Zeı-
ten eın Konglomerat, das einerseıts auf das Verhältnis VO Staat un:
Kırche zielte, andererseits jedoch tief ın die innerkirchliche Verfassung eingriff.Dasselbe galt auch VO „Febronianısmus“ oder „Episkopalismus“, der ebenso
den Doppelcharakter „eınes innerkirchlichen Verfassungsstreits zwıschen Prı-
Mat un: Episkopat und eines kiırchenpolitischen Kampftes das landes-
herrliche Kırchenregiment“® besaß Dıies konnte nıcht anders se1n, doch
beide Problemkreise 1Ur verschıiedene Seıten eın un! derselben Medaiılle®*. Die
„Ortskirche“, die dem Staatskirchentum ebenso W1e dem Episkopalismus
1Ng, stiefß Zzwel Grenzen: die unıversalkirchlichen Ansprüche des Papsttumsun:! die unıversalen Ansprüche des (absolutistischen) Staates.

Die rage W alr nıcht, wyelches der Systeme („Josephinismus“, „Episkopalis-
“  mus“, Papalısmus“) sıch durchsetzen konnte. 1ne eintache Lösung, eın 5System1n „Reinform“ konnte nıcht geben. Wohl aber stand JA Debatte die Frageach möglichen Koalitionen oder Kombinationen. Würde eıne „kırchliche“
Alliıanz VO  e Papal- un: Episkopalsystem zustande kommen, sıch
bischöflichen Amtes, z. B PEREIRA, Abhandlung VO  - der Macht der Bischöfe (Frank-
turt/Leipzig Von der Macht der Biıschöte 1n Ehesachen besonders 1n Deutschland,
Z Beleuchtung der 'UuUCIMN alser]|. königlichen Verordnung über diesen Punkt, Frankfurt/
Leipzıg9 EYBEL, Was 1St eın Bischof? (0.0 1781, 1n mehreren Ausgaben); VO
GEMMINGEN, Bifßthum und Bischoff (Wıen Kateketischer Unterricht über die Frage:Wıe erhält sıch die bischöfliche Macht ZUur päbstlichen? Eıne Zeıtschrift ZUr Aufklärung der
teutschen Nuntıiaturırrungen (0 HELFERT, Von den Rechten und Pflichten der
Bischöte und Pfarrer, dann deren beiderseitigen Gehültfen und Stellvertreter (Prag63 Die Concordata Natıonıs Germanıiıcae 1N der kanonistischen Diskussion des

und 19. Jahrhunderts Eın Beıtrag ZUur Geschichte der episkopalistischen Theorie 1n
Deutschland Beıträge ZUr Geschichte der Reichskirche 1n der Neuzeıt (Wıesbaden

64 WALF (Anm. 32) 13 verweıst auf dıe gemeınsamen urzeln beider Stroömungen: „Der
‚Febronius‘ und Jjene Geıistesrichtung, die ıhm folgte und seinen Namen tragt, 1St I11UT ıne der
Bezugsquellen für die Josephıinıschen Kırchenrechtler BCWESCH. Man wiırd wohl davon
sprechen dürfen, dass Josephinismus und Febronianısmus gemeinsame Väter hatten und sıch
parallel und 1M Austausch mıteinander entwickelt haben. Vorbereiter des Josephinismus WI1e€e
3 Oberhauser und Zallweın sınd ebenso geistige Vaäter des Febronianismus gewesen .
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staatliche Vorstellungen durchzusetzen? Würde eın durch tebronianische
Grundsätze abgerundetes Staatskiırchensystem Fufß fassen? der würde der
apst mıiı1t den Staaten einen Pakt eingehen, die Ansprüche der Ortskirche
in ıhre Schranken verweısen?

Das Gerangel Konkurrenz un! Koalition der Systeme INa e1in Bericht
verdeutlichen, den der badische Unterhändler Burg 1823 für seıne Regierungfertigte: „Dieser Tage kam mMI1r eın Schreiben Gesicht, das eın Geschäftsmann
be] eıner Nuntıiatur einen deutschen Geıistlichen schrieb, worın heißt Das
monarchische Prinzıp un! das Papalsystem seılen L1UT eın System un:! W1e€e sıch
beide vereinıgen mussten, die Demagogıe auSZUurotten, mussten S1e auch
beide den Febronianiısmus un:! seıne Anhänger Felde zıiehen. Dies 1ın
der Epoche, das monarchische Prinzıp die Demagogıe 1mM sıegreichenKampfte liegt, scheint 6S Sanz zeıtgemaißs se1n, dass auch das Papalsystem sıch

das Febronische (oder Episkopal-) System behaupten suche. Durch
diese Ansıcht lässt sıch freilich Rom 1n seiner Miıtwirkung bei der Herstellungder 1mM Jahr 1800 aufgelösten katholischen Kırchenverfassung leiten un! scheint
auch die mıt ıhm unterhandelnden RKegenten leiten wollen. So ungleich aber
Staat und Kırche iın iıhrem Zweck un:! och vielmehr 1ın ihrer Verfassung sınd,
wen12 können das monarchische Prinzıp un! das Papalsystem sıch auf ıne Linıe
stellen, vielmehr stehen s1€, sıch wıderstrebend, einander gegenüber. iıne WIS-
senschaftliche Deduktion hıerüber halte iıch für überflüssıg un! weılse I11UT aut die
Geschichte hın Tle kraftvollen Verteidiger des monarchischen Prinzıps weılısen
das Papalsystem 1ın die gebührenden Schranken un behaupten das Febronia-
nısche System Der Staat ann nıcht ohne Religi0n, die Religion nıcht ohne
Kırche, die Kırche nıcht ohne Hıerarchie bestehen. ber die Hiıerarchie dart
nıcht zerstörend in die onarchiıe einwiırken. Be1 eıner Universalmonarchie
moöchte eine Universalhierarchie eher denkbar seInN. DDas monarchische Prinzıp1st sıch unverträglich mıt einem Status in Statu Das Papalsystem bıldet nıcht
1LL1Uf einen solchen Status 1ın Statu, sondern z1bt der konzentrierten Kırchenge-walt des Papstes eın entschiedenes Übergewicht ber die Gewalt der vereinzel-
ten Staaten. Der Natur des monarchischen Prinzıps 1st also die Beschränkungder Gewalt des Papstes ach Febronijanıischen Grundsätzen ANSCINCSSCHCK als eın
System, welches die Landeskirche OS dem Schutzrechte (Jus advocatıae) und
Autsichtsrechte (Jus inspect10n1s) des KRegenten entzieht un: ıh hindert, das
Recht, den Staat nachteilige Einwirkungen bewahren (Jus cavendi),
vollstrecken“ ® Und Burg fügte hınzu: „Wenn die Regenten Deutschlands be1
ıhren Unterhandlungen VO Jahre 8O3 bıs mıt Rom Herstellungder Kırchenverfassung Missgriffe gemacht haben, gyeschah dies nıcht durch
Annahme Febronijanischer Grundsätze, sondern dadurch, weıl S1Ee diese ZU

Gegenstand VO Verhandlungen mıt Rom machten, un 1L1UT erAnerkennungdieser Grundsätze die bischöflichen Sıtze wollten besetzen lassen. Es wırd aber
ımmer unmöglıch se1n, Rom AD Anerkennung dieser Grundsätze bewe-
SCIL,; als für unmöglıch gehalten wiırd, Herkules die Keule Aaus den Händen

65 März 1823 Burg Blıttersdorft. DDAMz Domkapıtel Z
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wınden. Diese Wahrheit habe ıch ZWAar selt 1818 be] den Kommıissı:onen 1n
Frankfurt laut un kräftig ZESART, konnte aber nıcht hindern, A4Ss nıcht
och manches 1in die Deklaration den Papst aufgenommen wurde, W as ach
dem Papalsystem nıemals anerkennen konnte“®.

Die Rezeption un! Komposıtıion der verschiedenen Systeme führte 1mM
19 Jahrhundert verständlicherweise unterschiedlichen Konzeptionen (Bay-
CIT, Preußen, Hannover, Oberrheinische Kırchenprovinz). Auf die näheren
Gründe hıerfür annn dieser Stelle nıcht eingegangen werden. Stellvertretend
se1 1mM folgenden eın kurzer Abriss des Frankfurter Systems gegeben“.

Der Beschränkung der päpstlichen Gewalt dienten folgende Bestimmungen:
Das Recht ZAUT: Errichtung und Umschreibung der Bıstümer, Konstitulerungder Domkapıtel, Seminarıen un: übrigen kirchlichen Einrichtungen, freilich
auch die Pflicht ZUuUr Dotatıon, kommt nıcht dem apst, sondern dem Staat
($$ 4, 5} 10)
Vom Papst (unrechtmäßig) 1n Anspruch ZSCNOMMECN! Rechte sınd dem Me-
tropoliten zurückzugeben. Dazu gehört EIW. die Durchführung des Infor-
matıvprozesses, die Konfirmation der erwählten Bıschöfe, falls S1e der Papstnıcht innerhalb eiıner bestimmten Frıist vollzieht, das Konsekrationsrecht
ohne spezıiellen päapstlichen Auftrag un! das Jus supplendi, falls ein Biıschof
seinen Amtspflichten nıcht nachkommt ($$ 15, 57)
Römische Bullen, Breven oder sonstige Erlasse edürten Rechtskraft
erlangen der staatliıchen Zustimmung $Z 92)
untıen dürten iın deutschen Staaten nıcht auf Dauer residieren. Befristete
Mıssıonen sınd auf diplomatischem Wege einzuleıiten $ 93)
Appellationen den Papst mussen durch ad generalitatem Causarum VO

apst bevollmächtigte Synodalrichter innerhalb der Kirchenprovinz verhan-
delt werden. Urteıile auswärtiger Rıchter sınd ungültig S 94)
Die Erhebung VO Taxen und Abgaben bei Bestätigung VO Bischöfen oder
Erzbischöfen durch die Kuriıe 1st verboten S 95)
Geıistlichen 1St untersagt, ohne Zustimmung des Landesherren Würden,
Pensionen, Orden oder Ehrentitel anzunehmen ($ 51)

Miıt der Schwächung der papstlichen Kırchengewalt MUSSIe gleichzeitig die
Stärkung der ortskirchlichen bzay bischöflichen Gewalt einhergehen. uch
wurde mehrtach auf die Einhaltung der kanonischen Oorm gedrungen ($$ Ö, 10,
15 14, 19, 44) Wiıchtig War 1mM Hınblick auf die bischöflichen Rechte folgendegrundsätzliche Bestimmung: „Sobald eın NEeUu ernannter Bischof bestätigt un!
konsekriert ISst; trıtt 1ın se1ın Amt und 1ın den (Genuss seıner Einkünfte e1in. Er
annn VO 11U dl AaUuUs eigenem Rechte, seıne Diözese frei, W1e€e der katholischen
Kırchenverfassung vemäafß ISt;, verwalten, und wırd hierin VO Staat nıcht L1Ur

66 Ebd
6/ Zugrunde gelegt wurde der ext der revidierten „Grundzüge“. Abgedruckt be1 BUR-

(Anm. 745—770
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nıcht gehindert, sondern vielmehr alle außeren Beschränkungen geschütztwerden. Er hat das Recht alles dasjenige Cu. das ZUur Erhaltung der katho-
ıschen Lehre, ZUur Beförderung der Dıiszıplın un: der Lıiturgie, seın Amt VO  -
ıhm tordert“ $ 19) Siämtliche Exemtionen VO der bischöflichen Jurisdiıktionwerden aufgehoben $20) Aufßfßerdem kommt dem Bischof 1ın allen kirchlichen
Angelegenheiten ohne Ausnahme eın Dıispensrecht, einschließlich der Laıisıe-
rung VO  > Welt- un! Ordenspriestern

Allerdings wurde die grundsätzliche Staärkung der bischöflichen Gewalt SC-wI1ssen Einschränkungen unterworten:
Der Bischof wırd auf einen Treueıid gegenüber dem Landesherren un! den
Gesetzen des Staates verpflichtet S 17
Das bischöfliche Zensur- un: Strafrecht wırd be]l besonders schweren Fällen,
W1e€e Exkommunikation VO Laıen oder Suspensı10n, Absetzung, Gefängnisoder Laisıerung VO Geıistlichen, die Miıtwirkung un! Zustimmung des
Staates geknüpft. Eın ad abusu die Staatsbehörde 1St 1ın jedem Fall
möglıch (SrZile 87)
Dıie bischöfliche Bücherzensur wırd auf Schritften beschränkt, die 1ın Kırche
un:! Schule verwendet werden; die annn NUur mıt Vorwıissen des Staates
ausgeübt werden $ 22)
Dıie Geschätftsordnung des Domkapitels 1st kollegialisch verfasst, W as den
Bischof die Beschlüsse des Domkapitels bındet. Dem Domkapitel gehörtauch eın weltlicher, V} Staat estimmter Rat, mıt vollem Stimmrecht
(aufßer 1n reıin geistlichen Angelegenheiten) $ 32)
Die Autsicht ber Lehranstalten und das Seminar steht Bischof und Staat
gemeınsam 53 Ebenso die finanzielle Verwaltung $ 60, Z
Tischtitelgeber 1St der Staat $ 40)
Be]l Verleihung kirchlicher Pfründen bleibt be] den bislang geltenden
Rechtsverhältnissen. iıne Konkursprüfung 1St VO  a Bischof un:! Staat SC
meınsam vorzunehmen ( 43) Dıie Ernennung der Dekane erfolgt ebentalls
gemeınsam $ 46)
Dıie Erhebung kirchlicher Sporteln 1St verboten $ 43
Synoden edürten der landesherrlichen Genehmigung $ 59)

10 Das Jus maJestatico CIrca (samt Jus cavendi, suprımae, Inspect1OnN1s un:
advocatiae) bleibt unberührt un:! wiırd durch eiıne eıgene, mıt Katholiken
besetzte staatlıche Behörde ausgeübt $ 82)

11 Bischöfliche Erlasse und Verfügungen unterliegen dem placetum regıum
bzw. dem landesherrlichen Vidıt ($ 83)

12 Das Eherecht lıegt 1mM forum mıxtum $ 90)
13 eıtere Reformen haben VO Synoden auszugehen, die allerdings der at-

lıchen Bestätigung unterliegen ($ 59
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Konkretionen

Anhand CIN1ISCI WECNISCI konkreter Beispiele soll überprüft werden, welche
Vorstellungen bzw welches Kiırchensystem sıch durchsetzte Zum Vergleich
werden das Bayerische Konkordat® das österreichische Kirchenrecht® un:! die
Frankturter Beschlüsse”® herangezogen

iıne zentrale Schlüsseltfunktion Diözesankonzept der aufgeklärten Staaten
ahm die Diözesanleıtung CIM Von entscheidender Bedeutung WAal zunächst die
Art der Bischofsbestellung die Ernennung der Domherren esonderes
Augenmerk kam sodann der OUOrganısatıon der Diözesanleitung selbst”!
den Möglıchkeiten staatlıcher Kontrolle Und schließlich spielte die Aus-
bildung des seelsorgerlichen Nachwuchses Man zentrale Rolle

Bestellung der Bischöfe
Im Bayerischen Konkordat gestand Rom dem OÖnıg das Recht Z Bischöfe

un:! Erzbischöte künftig freı }vorbehaltlich der kanonischen FEın-
setzung durch den apst Vordergründig handelt sıch jer 111C Extrem-
form des Staatskirchentums och der Schein Lrugt Das Ernennungsrecht des
KOön1gs W ar 1Ur 99 besonderen Indult specıalı «“ /2  oratia un! 1L1UT
den Bedingungen gewährt 4SS OÖnıg un! Untertanen katholisch lıeben ıe
Annahme päpstliches Privilegs aber bestätigte iındirekt die römische Dok-

Dazu MÜLLER, Zwischen Sikularısation und Konkordat Die Neuordnung des
Verhältnisses VO Staat und Kırche 1803 1821 BRANDMÜLLER (Hg X Handbuch der
bayerischen Kırchengeschichte, Bd (St Ottilien 129I

69 Zugrundegelegt wiırd Begınn des Jahrhunderts der verbreiteten Werke
RECHBERGER, Handbuch des österreichischen Kırchenrechts, Bde (Linz

Hıer auf der Basıs der der ersten Sıtzungsperiode verabschiedeten „Grundzüge
Abgedruckt be1 BURKARD (Anm /45 770

Vgl WOoLF Das Domkapıtel als Bischöfliches Ordinariat? Monarchıische General-
vikar) oder kollegiale (Domdekan) Diözesanleıtung Bıstum Rottenburg, RIKG 15
(1996) 173 197 BURKARD (Anm D 462—464

r Vgl HUuUusBERrR/W. HUuBER (Hg.), Staat und Kirche 19 und 20 Jahrhundert
Dokumente ZUT Geschichte des deutschen Staatskırchenrechts Bd Staat un:! Kirche VO

Ausgang des alten Reichs bıs zu Vorabend der bürgerlichen Revolution Berlın 174;
SCHARNAGL, [)as köniıgliıche Nomuinationsrecht für dıe Bıstümer ı Bayern /-1 111:

SRG 48 (1928) 228263 Ahnlich WAalr I11all auf dem Konzıl VO  - TIrıent vertahren. „Für
zahlreiche Angelegenheıten, dıe vorher dem Papst vorbehaltenT,wurde der Bischot als
delegatus Apostolicae Sedis zuständig Das bedeutete zunächst C1I1C Zunahme der 1ußeren
Gewaltentülle des Bischofs, verringerte jedoch das bıischöfliche Amt theologischer und
rechtlicher Hınsıcht faktısch weıtgehend SIN Intention nach bereıts völlig auf C111 SU-
lıches Hılfsamt WALF (Anm 32) 61 Vgl uch JEDIN Delegatus Sedis Apostolicae
111'1d bischöfliche Gewalt aut dem Konzıl VO TIrıent ORSTEN (Hg ), UDıe Kırche
und ihre Amter und Stände Festgabe, Seiner Eminenz, dem hochwürdigsten Herrn Joseph
Kardınal Frıngs, Erzbischof VO  w Köln, ZU goldenen Priesterjubiläum August 1960
dargeboten (Köln 462—4 75 FAHRENBERGER, Bischofsamt und Priestertum der
Dıskussion des Konzıls VO Trıent Eıne rechtstheologische Untersuchung (Wıen



Staatsknechte der Kırchendiener? 741

trın, wonach ordentlicherweise dem apst das Ernennungsrecht zukam eın
wichtiger Grund, weshalb INan 1in Frankfurt eın solches Indult VO  > vornherein
ablehnte. Anders als das Bayerische Konkordat bestätigte das österreichische
Kıirchenrecht prinzıpiell das Recht der Kapıtel aut iıne kanonische W.ahl der
Bischöfe’? Aufgrund des Herkommens wurde allerdings die W.ahl als auf den
Landesherrn übergegangen betrachtet?*. Das päpstliche Bestätigungsrecht W UT-
de ausdrücklich testgehalten, auch WE INan 1L1UT die „zufälligen“, nıcht
„wesentlichen‘ Rechte des Prımats zählte”>. In Frankturt verzıchtete 1L1all er
realıstischer Einschätzung des Erreichbaren auf eın staatliches Ernennungs-recht’®. Statt dessen tolgte Ian dem altkirchlichen Grundsatz, der Bischof musse
VO  — seinem Klerus gewählt werden”. Um diesen Grundsatz siıcher verankern,
sollte nıcht 1Ur das Domkapıtel, sondern auch eın 'Teıl des Ptarrklerus der
W.ahl beteiligt werden. Das Wahlkapitel, bestehend AUS den Dombherren und
hinzugewählten Dekanen, hatte iıne Terna VO Kandıdaten bestimmen.
Dem Landesherrn sollte VOTIL der W.ahl ıne Exklusive, ach der Wahl aber die
Ernennung zukommen, dem Papst die kanonische Institution. In Frankfurt
wurde also zwıschen den unterschiedlichen Interessen Von „Ortskırche“, Staat
und Kuriıe vermuttelt.

Bestellung der Dombkabpitulare
Hıer sah das Bayerische Konkordat iıne Mischlösung VOTVL. In den sechs

„päpstlichen onaten“ durfte wıederum eın Privileg der Könıg die Kanon1i-
ate besetzen. Die anderen sechs Monate teilten sıch Bischöfe un:! Domkapı-
tel78 ach dem Öösterreichischen Kırchenrecht wurden dıe Stellen der Dom-
kapitulare entweder durch Verleihung durch den Bischof, W.ahl des Kapıtels,
Ernennung des Landesfürsten oder Präsentatiıon des Patronatsherrn besetzt”?.

/3 Vgl RECHBERGER (Anm 69) I1 $ 100—106
/4 „Bey den österreichischen Bısthümern, das einz1ıge Bisthum Ollmütz AUSSCHOMIMCN, 1st

der ahl des Kapıtels die landesfürstliche Ernennung, nomınatıo reg1a, eingeführt. DE
s$1e die Stelle der Wahl, der Postulation vertritt, nımmt S1e uch die Natur derselben d}
und bringt ben dieselben Wirkungen hervor. yene; die wahlfähig sınd, können geradezu, dıe
L1UT postulationsfähıig sınd, 11UTr mi1t einer Postulatıon ernannt werden. Die päpstlıche Be-
stätıgung wırd VO  - Seıte des Landesfürsten selbst Urc die Gesandtschafrt 1n Rom ANSC-
sucht“. RECHBERGER (Anm 69) 11 $ 107

75 Ebd 11 y 107
76 Eıne Ausnahme machte Hessen-Darmstadt. Dazu vgl BURKARD, Staatskırche (Anm

206—-215 Dıie Feststellung VO Franz Schnabel, wonach dıe Staaten nach dem Bayerische
Konkordat „alle Zugeständnisse, welche dort gewährt worden waren“, uch für sıch VOGI-

langten, 1St korrigieren. SCHNABEL, Deutsche Geschichte 1mM neunzehnten Jahrhundert,
Dıie relig1ösen Kräfte (Freiburg 1.Br. 35

77 Vgl BURKARD (Anm 456f. Zu den altkırchlichen Praktıken uch SCHATZ, Bı-
schofswahlen Geschichtliches und Theologisches: StZ. 207 (1989) 291—307, hier iınsbes.
291—295

/8 Vgl HUBER/HUBER (Anm 7/2) 1/4
/9 Vgl RECHBERGER (Anm. 69) 0221
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ach dem Frankfurter System jedoch hatte, WI1e be] der Bıschofswahl, das
Domkapıtel und eıne gleiche Anzahl VO Dekanen eine Terna wählen, aUus
welcher der Landesherr den künftigen Domherrn benannte. Dem Bischof Walr
eın Mitspracherecht eingeräumt‘®.

Organısatıon der Diözesanleitung
ach dem Bayerischen Konkordat un! dem österreichischen Kırchenrecht?!

ebenso WwW1e€e ach dem Frankfurter 5System sollten die Domherren als Räte be1 der
Verwaltung der Diözese herangezogen werden. och blieb das Bayerische
Konkordat 1er bewusst unklar. Deutlich jedoch ISt, 4ass der Bischof als 4UuS-
schließlicher Leıter der Bıstumsverwaltung angesehen wurde. Ihm sollte auch
freistehen, einzelne Räte besonderen Dıiıensten heranzuziehen?®?. Damlıt tolgte
Bayern weıtgehend dem österreichischen Vorbild und hıelt insbesondere der
monarchischen Struktur der Diözesanverwaltung test®3. Vom Generalvikarıiat
unterschied das österreichische Kıirchenrecht das eigentliche Domkapitel als
Korporatıon. uch dieses wurde als „Senat  CC des Bischotfs betrachtet, den dieser
1n wichtigen Fragen konsultieren hatte®*. Anders sah 1eSs ach dem Frank-
furter System AaUus: Allen unklaren Mischformen und Kompetenzüberschneidun-
SCH wurde eiıne Abtuhr erteılt. Das Kapıtel WAalt j1er zugleich das einzıge
kirchliche Verwaltungsgremium; Domkapıtel und Generalvikarıat iıden-
tisch®. Die Domherren wurden ZAHT: Mitarbeit iın der diözesanen Verwaltung
verpflichtet un:! damıt dem Domkapitel alten Stils als „LeEUeErstem Gesangsvereın
der Diözese“ 1ne Abfuhr ertejlt®. Intendiert WTr eın effizient arbeitender
Verwaltungsapparat. Damıt einher oing 1ın Abweıichung VO allgemeinen
Kıiırchenrecht das Spezıfikum der kollegialen Verwaltungsstruktur des (Gene-

Die dıiesbezüglichen Vorstellungen wurden mehrtach revıdıert. Vgl die schematischen
Darstellungen be1i BURKARD (Anm 3) s08S—816

Vgl RECHBERGER (Anm 69) 6 220
82 HUBER/HUBER (Anm. 7/2) 1/
83 „Der Generalvıkar tührt dabey 1n Abwesenheiıit des Bischots den Vorsıitz, ammelt die

Stiımmen, und 1Dt, WE diese gleich sınd, durch seine Stimme den Ausschlag. Uebrigensmacht das Konsıstorium blo{fß den Rath, und das Irıbunal des Bischofs AauUs, und die Gewalt
desselben 1st ganz VO diesem abhängıig. Daraus tolget, dass der Bischot selbst dıe
Stımmenmehrheıt, und dıe Beschlüsse des Konsıstoriums nıcht gebunden SCY, und 4aSs

die Macht, und den Wırkungskreis desselben nach Gutbetfinden einschränken, und sıch
ZEWI1SSE Gegenstände besonders vorbehalten könne“. RECHBERGER (Anm. 69) \ 209

Allerdings W al der Bischof 11UTr 1n bestimmten Fällen den Rat se1nes Kapiıtelsgebunden. Vgl RECHBERGER (Anm 69) e
85 Zur Frage der Identität VO Domkapıtel und Ordinarıat VO  3 kırchenrechtlicher Seıte

MÜLLER (Anm. 28) T17 8
SO schrıeb Werkmeister 1818 „Warum 111 I1an noch iın 1SCIN Zeıten solche Reliquien

der alten Verderbnisse beibehalten? Wer Jjemals den Chorgesang 1n den Domstiftern mıt
angehört hat, weılß, WI1e€e scandalös jener Gesang war'! Kann denn der höhere Klerus 1n seiner
wichtigen Sphäre nıchts besseres thun, als 1mM Chor sıngen?‘ VWERKMEISTER], Bemer-
kungen über das NEUEC Baijersche Konkordat, verglichen mıiıt dem Französischen, und
dem rüheren Bajijerschen VO Jahre 1807 (0 Im Januar 88
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ralviıkariats. Vorbild hierfür Wr nıcht L1LUTr die kollegiale Vertassung des staatlı-
chen Pendants (Kırchenrat) bzw. die relatıv Junge un! ebenfalls STaatis-
kiırchlichen Vorzeichen entwortene Verfassung des Ellwanger Generalvikarıiats

Bereıts 1m 16 Jahrhundert hatte das Bıstum Konstanz den Wechsel VO
der monarchischen Zzur kollegialen Geschäftsführung 1n geistlichen Angelegen-heiten vollzogen, übrigens WI1e UVOo auch das Erzbistum Salzburg un:! spaterdas Bıstum Brixen 1ne Vermittlung monarchıischer un:! kollegialerFormen wurde dadurch erreicht, dass die Kumulation der ÄII'ItCI' des Domde-
ans (als VO Kapıtel gewählter Vorsitzender) un! des Generalvikars (als VO
Bischof bestellter Leıter der Diözesanverwaltung) vorgesehen Wa  =

Die staatlıche Kontrolle der Diözesanleitung wurde VO den Frankfurter
Konferenzen auf zweıtache Weiıse instıtutionalisiert. Zunächst durch die Beibe-
haltung eines 1ın die staatlıche Mınisterialbürokratie eingebundenen Kırchenrats.
Dieses ZUuU Grofßteil] AaUus Katholiken bestehende Gremium hatte die Rechte des
Landesherrn CIrca vertreten, also GE das landesherrliche Plazet®
auszuüben, die Kommunikation kirchlicher Vertreter bzw. Instiıtutionen mıiıt
den staatlıchen Behörden besorgen oder Vorschläge für die Besetzung VO
Pfarreien machen. Darüber hınaus gelang 1n Frankfurt jedoch ine zusatz-
lıche Sıcherung: Dem Domkapitel (und Generalvikarıat) sollte ein ständıgerweltlicher Rat mıt S1tz und Stimme angehören”. Von derartigen Kontrollmecha-
nısmen konnte 1M Bayerischen Konkordat keine ede se1In.

Die Priesterausbildung
Dem Bayerischen Konkordat gemäfß unterstand die Priesterausbildung völlıgdem Jeweıligen Bischof. In jeder Diözese hatte ein „Irıdentinisches Semiıinar“

bestehen, also mıt vollständiger wiıssenschaftlicher Ausbildung Autfsicht
un: Leitung des Bıschofts. Festgesetzt wurde: „Die innere Eınrichtung, der
Unterricht, die Leıtung und Verwaltung der Seminarıen werden ach den CanO-
nıschen Formen der vollkommen Ireyen Autsıicht der Erzbischöfe un:! Bischöfe
untergeben. Die Vorsteher un: Lehrer in diesen Semiıinarıen werden Von ıhnen]
ernannt und, sSOWweılt S1e für nöthıg oder nuützlich erachten sollten, auch wiıieder
entfernt werden. Den Biıschöten obliegt, ber die Glaubens- un: Sıttenlehre
wachen‘ M Das österreichische Kirchenrecht War 1ın dieser Beziehung heteroge-
G“ Zum Teıl tırug och deutliche Spuren des Josephinismus, Zzu Teıl hatte

87 So WOLF (Anm. Z hiıer 179
Vgl REINHARDT, Geschichte. 11L Das Biıstum 1n der Neuzeıt, 11 DEGLER-SPENG-

LER (Red.), Helvetia Sacra \ Das Bıstum Konstanz, das Erzbistum Maınz, das Bıstum St.
Gallen, Bde (Basel 131

XJ Dazu MENZ-, Geschichtliche Darstellung VO  z der Ausübung des Placetum Regiıum1ın Württemberg (1876) WAHL, Die Geschichte des Placets 1n Württemberg (Masch. Dıiss
Tübingen MayYy, Art. Placet, 1N: LIhK 21999} 338 1t.

4O Über und Funktion des weltlichen ats bereitet der Vertasser 1ne kleinere Studie
VO  <

HUuBER/HUBER (Anm 7} 173
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dieselben 1ın ıhrer Konsequenz aufgegeben. Vorgeschrieben wurde für Priester-
amtskandidaten eın philosophischer Kurs auft eiıner staatlichen Lehranstalt”
SOWIe ein vollständiges Theologiestudium. Letzteres hatte ebenfalls prinzıpielleiner staatlıchen Universıität oder eiınem Lyzeum erfolgen, die Studenten
wohnten 1mM „Generalseminar“ ® staatlıcher Autfsicht un:! hatten erst Zur
praktıschen Ausbildung die bischöflichen Ordinandenseminare („Priesterhäu-
ser  &e beziehen. ach Aufhebung der Generalseminare (1790) WAar mıt der
Maißgabe iıdentischer Eıinrichtung und staatlicher Überprüfung auch eın Theo-
logiestudium ın einem bischöflichen Semiıinar oder eıner Klosterschule erlaubt®*.
Selit 1802 sollte ach staatlicher Vorschriuft jeder Bischof se1ın eıgenes D1iözesan-
sem1ınar unterhalten, iın welchem talls Ort keine theologische Lehranstalt
exIistierte auch eın volles Theologiestudium anzubieten war Anders als das
österreichische Kırchenrecht 1MmM 19 Jahrhundert tolgte das Frankfurter Systemkonsequent dem alten Josephinischen Kıirchenrecht un:! sah eine Strenge Tren-
NUunNng zwıischen wıssenschaftlicher Bıldung un: praktischer Ausbildung V}  —
Erste hatte einer Universıität, möglıchst der Landesuniversität, und nter der
Autfsicht des Staates erfolgen, zwelıte 1mM Priesterseminar. Dıie Aufnahme 1Ns
Priesterseminar konnte LLUr ach einem vollendeten dreiyährigen Studium auf
eıner höheren Lehranstalt un! ach gemeınsamer Prüfung durch Staat un!
Kırche erfolgen. ber das Priıesterseminar bestimmte Ian 1ın Frankfurt tolgen-des „Der Bischof ernennt den geistlichen Vorsteher des Seminars. Da
jedoch dem Staate alles daran liegen INUSS, die Bıldung angehender Geıistlicher
un! Volkslehrer tüchtigen Händen anverftraut wıssen, wırd der Bischof
ber die Auswahl der Vorsteher mıiıt derjenigen Staatsstelle kommunizieren,welche die landesherrlichen Rechte 1n Kırchensachen ausubt. Diese Stelle hat
dıe VO dem Bischofe gemachten Vorschläge begutachten, un:! erst WenNnn
dieses geschehen 1St, annn die landesherrliche Bestätigung eingeholt werden,deren Verweıigerung AaUus erheblichen Gründen dem Landesherrn vorbehalten
bleibt. Ile übrigen Angestellten werden VO  e} dem Landesherrn ernannt  ‚720

uch 1n anderen Punkten unterschieden sıch iınsbesondere das BayerischeKonkordat un:! das Frankfurter System. Bayern akzeptierte die (teilweise)Restitution VO Klöstern, die Erhebung VO  = AÄAnnaten un: Taxen durch die Kurıe
SOWI1e die freie Kommunikation VO Bıschof, Klerus und 'olk mıt dem HeıligenStuhl In Franktfurt wurde derartiges strikt abgelehnt. Dennoch beanspruchteauch Bayern die staatskirchlichen Grundsätze für sıch. In der Verordnung ber
den Konstitutionseid VO 8. Jul: 1818 bestimmte der Könıig: „Die weltliche
Regierung darf iın reıin geistlichen Gegenständen der Religions-Lehre un! des
GewiI1issens sıch nıcht einmiıschen, als 1n SOWeIlt das Oberhoheitliche Schutz- und

97 Vgl RECHBERGER (Anm. 69) I1 S3
3 Dazu ZINNHOBLER, Art. Generalseminarıen, 1n: LIhK 448%

95

94 Vgl RECHBERGER (Anm. 69) I1 S4
76

Ebd I1 S6
BURKARD (Anm /54
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Autfsichts-Recht eintrıtt, wonach keine Verordnungen und Gesetze der Kirchen-
gewalt ohne vorgängıge Einsicht und das Placet des Königs verkündet un:!
vollzogen werden dürfen“?”.

Schluss

Von der katholischen Geschichtsschreibung werden die Diözesankonzepteder aufgeklärten Staaten ausgesprochen negatıv bewertet. Dies hat ıne langeTradition. Meınungsbildend wiırkte nıcht zuletzt der aınzer Kıirchenhistoriker
un: spatere Bischof Heıinrich Brück (1831—1903)°8. Er schrieb 1868 „Die Lageder katholischen Kırche Deutschlands Anfange dieses Jahrhunderts WAarltr 1ıne
aÜußerst traurıge. Was s1e Jahrhunderte lang besessen, wurde iıhr auf einmal
entrıissen; un: die Rechte, welche S1e ach yöttlıcher Anordnung Zzu Nutzen
der Menschheit bisher ausgeübt hatte, erlitten 1U  e diıe schreiendste Beeinträch-
tıgung. Dieser unselige Gewaltact WAar VO den traurıgsten Folgen begleitet.Der Verlust eines großen Vermögens un:! wichtiger politischer Rechte W alr
nämlıich nıcht das Eınzıge, W as die Kırche beklagen hatte. S1ie büfte auch
zugleich ıhre Freiheit un: Selbständigkeit e1n; denn S1e wurde tactısch der
Willkür der weltlichen Regierungen preisgegeben. VWiäre doch 1L1U!T
der Bureaukratismus und die Intoleranz einzelner Regierungen SCWCESCH,welche die Kırche kämpfen gehabt hätte: Allein sS1e hatte och andere Feinde,deren Angrıiffe uUINnso gefährlicher I; Je verdeckter S1e geführt wurden. An
ihrem eiıgenen Busen ernährte S1e ihre Gegner. Männer, welche das priesterlicheGewand gen, halten iıhrer Knechtung mıiıt. hne S$1e ware CS den kirchen-
teindlichen Cabinetten SAl nıcht gelungen, ihre Pläne realisieren. Dıie talschen
staatskirchlichen Ideen des 18 Jahrhunderts fanden ımmer och Freunde un!
Bewunderer, welche ıhre Verwirklichung ach Kräften betörderten. Der Kern-
punkt aller Bestrebungen WAal, W1€e auf dem Emser Congresse, Losreitsung der
Kırche Deutschlands VO Rom iıne deutsche Nationalkirche mıiıt einem deut-
schen Patrıarchen der Spitze: Das W al das Ideal, für welches die Männer JjenerRıchtung schwärmten un:! arbeiteten“ .

Neben diesem orwurtf die Adresse der „Febronianer“ un:! „Episkopalis-ten.  « steht jener die Adresse der Staaten, mıt Hılfe der „Ortskirche“ ıhre
eıgene Macht schamlos ausgebaut un:! die Bischöfe „Staatsknechten“ degra-

4 / HUuBER/HUBER (Anm /2) 128
4X 1855 Priesterweıihe, Kaplan, 856/57 Studium der Kırchengeschichte be1 Döllinger 1n

München, Studienreise nach Rom, 1857 Lehrauftrag, 1861 Protessor tür KırchengeschichteMaınzer Priesterseminar, 1865 Dr. theol., 1889 Domkapitular, 1899 Bischof VO Maınz.
Zu ıhm: BRÜCK, Art. Brück, 1N: GATZ (Anm fss JÜRGENSMEIER, Art. Brück, In:
LThK 709

U O BRÜCK, Die oberrheinısche Kıirchenprovinz VO ıhrer Gründung bıs ZuUur Gegenwart,mıt besonderer Berücksichtigung des Verhältnisses der Kırche ZuUur Staatsgewalt (Maınzhier 113
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diert haben Adolf Rösch 91  1 tormulierte SO: „Es 1st durchaus eın
Zutall, dass gleichzeıtig VO hl Stuhl die angeblich unverlierbaren Rechte der
Bischöte reklamıiert un:! andererseits VO  — der Staatsgewalt die stärkste Einfluss-
nahme auf das Kirchenregiment gefordert wurden. Die Aktıon der weltlichen
Gewalt die kırchlichen Rechte W ar die weıltaus stärkere, und die versuchte
Stärkung der bischöflichen Stellung vieltach 1980808 eın Mıiıttel, den Macht-
gelüsten der weltlichen Herrscher gegenüber einer geschwächten kirchlichen
Zentralgewalt desto leichterem Suege verhelfen“ 101

Den mıtunter massıven, ine innerkirchliche Rıchtung ditfamierenden
Angrıiftfen 1sSt allerdings die rage entgegenzuhalten, „ob dem Kırchenbild, das
den Josephinischen Kirchenrechtlern vorschwebte, eın theologisch überzeugen-
deres und besser fundiertes seıtens der entschıedenen Vertechter elines möglichst
weıt gefassten Prımats ENISCSCNSESETIZLT wurde“ ?1° uch 1n der „römiıschen“
Idealvorstellung War der Bischof keineswegs stark und unabhängig, sondern de
facto aum mehr als eın VO Papst fre1 ITnannter und 1L1UT ıhm verpilichteter
„Apostolischer Viıkar“, weısungsgebunden und miıt CS SCZOBECNCN, jederzeit
wıderrutbaren Entscheidungskompetenzen ausgestattetl.

uch I1US5$5 betont werden, dass das, W as die „kirchenfeindlichen Kabinette“
un:! die „Gegner 1m priesterlichen Gewand‘ anstrebten, keineswegs TEeU W al. Es
handelte sıch auch nıcht 1Ur Ideen, die das 18 oder Sal 19. Jahrhundert
„erfunden“ hatte!®. Was VO seıten der Retormer gefordert wurde, Wr oft TG
die Rückkehr Tradıtionen, dıe eLwa2 ach der Reformation durch eiınen sıch

100 1894 Priesterweıihe, anschließend 1n der Seelsorge, 1896 Studienurlaub, 1898 Dr. utr.
1Ur., 1900 Pfarrer 1n Bad Imnau, 1906 Kaplaneiverweser 1n Haıgerloch, 1907 Pfarrer 1n
Dettingen, 61 Zentrumsabgeordneter für Hohenzollern 1m preufßischen Abgeord-
netenhaus, 1909 Ordinariatsassessor 1n Freiburg, 1915 Geıistlicher Rat, 1921 Kanzleıdirektor,
Domkapitular und Offizıal, 1927 Dr. theol C-.9 19372 Generalvıkar, 1934 Domdekan. 7u ıhm:

GATZ, Art. Rösch, 1n DERS., Biıschöte (Anm. 20) 624
101 RÖSCH, Das Kırchenrecht 1m Zeıtalter der Aufklärung, 11 AKathK R (1903),

446-—482, 620-—652; (1904) 36—82, 244—262, 4975—526; (1905) 29-—63, hıer 8 (1903) 448
102 WALFEF (Anm 32) W
103 Das Urteil arl Bachems über die $35 (u.a das Plazet) der „Landesherrliche Ver-

ordnung“ VO  - 1830 1St typisch für die verbreıtete Behandlung des Themas: s Warlr eıne
scharte lll'ld knappe, fast möchte I11all I1 brutale Zusammenfassung alles dessen, W AasSs der
protestantische Polizeistaat bısher die katholische Kırche dAUSSCSONDIM hatte. Und

der Ausarbeitung dieser Verordnung hatte eiıner der Oberhıirten, Bischof Burg VO
Maınz, hervorragenden Anteıl genommen!‘ K. Bachem, Vorgeschichte, Geschichte und
Politik der deutschen Zentrumspartel. Zugleich eın Beıtrag A0 Geschichte der katholischen
Bewegung, SOWI1e ZUur allgemeinen Geschichte des LEUCICIL und Deutschland 1815—
1914, Bd (Köln 111 Dıie Auseinandersetzungen ZBeıispiel das Plazet gehen
jedoch sehr 1e] weıter zurück. Bereıts VOT über dreı ahrzehnten hat Rudaolt Reinhardt
überzeugend dargelegt, dass die yeordnete Überwachung der geistlichen Jurisdiktion War
TSLT se1it dem 15 ahrhundert nachzuweıisen 1St, dass ber bereıts VOTLT der Dekretierung des
Plazets „unkonventionelle Vortormen“ gab KEINHARDT, Bemerkungen ZU geschicht-
lıchen Verhältnis VO Kırche und Staat, 1N:! Theologie 1m Wandel Zzu 150jährigen
Bestehen der katholisch-theologischen Fakultät der Uniiversıität Tübingen—(Mün-
chen/Freiburg 155—-178, hıer 161
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zunehmend etablierenden Papalısmus verdrängt worden waren!®“. Dıie Schöp-ter der Diözesankonzeptionen 1mM 19 Jahrhundert orlıentierten sıch der Ver-
gangenheıt, vielleicht stärker, als INa ıhnen zuzugestehen bereıt war'.
och „Iraditionen“ nıcht selten Konstrukte. Das oilt auch für manche
Jjener Tradıtionen, die der römische Stuhl geltend machte. Als Beıispiel se1 auf die
Forderung ach Errichtung „trıdentinischer Priesterseminarien“ verwıesen  106'
Wıe oft ın der Geschichte die angeblichen „Neuerer“ eher Bewahrer
alterer Vorstellungen, während die „Iraditionalisten“ Jüngeren Ideen huldigten.Diese Anmerkungen mogen genugen, deutlich machen, 4asSss 1mM
19 Jahrhundert nıcht plötzlich die staatliıchen Ansprüche ach oben geschraubtwurden. Vielmehr verschoben sıch innerhalb wenıger Jahre un! Jahrzehnte die
Koordinaten kırchlicher Beurteilung. Das Urteil ergıng I11U.  a VO  w} eiıner JungenGeneratıon, welche die Vergangenheit AUusS$ eigener Anschauung nıcht mehr
kannte, die jedoch VO  Z der Warte elines katholischen Milieus AUS einen urz-
atmıgen, geschichtsvergessenen Blick hatte.

Zweıtel der Zulässigkeit solcher, als ungerecht empfundenen Aburteilun-
SCI) staatlıcher Bemühungen, blieben weıthın ungehört. SO auch der Protest, den
1838 der Pfarrer un:! Publizist Benedikt Aloıs Pflanz (1797-1844)!”, eigentlıcheın „Liberaler“ und staatsopposıtioneller Kırchenpolitiker, tormulierte: „50 sehr
1U die Kurzsichtigeren nNntier den deutschen Katholiken durch die Errichtungun: definıtive Besetzung der Bisthümer un! Domcapıtel erbaut und ertfreut
aren: So wen12 befriedigten diese Resultate der langen Unterhandlungendiejenigen, welche der Sache tiefer autf den rund sahen: denn diese erkannten
wohl, dass der aum geschlossene Friede zwıschen Kırche un: Staat keineswegs

„Die Ideen der Josephiner, keine Ideen, haben ein Landeskirchentum, WI1e
1in protestantischen Ländern Ul’ld uch 1n katholischen 1n Ühnlicher Form schon sehr viel
trüher bestanden hat, ausgebildet“. WALF (Anm 32) 128

105 Gerade dıe für den Episkopalismus und das Staatskirchentum wiıchtigen Autoren, WI1e€e
eLwa Pıerre de Marca (1594—1662), Louıs Thomassın (1619—-1695) der Claude Fleury0versuchten mıt tast ausschließlich hıistorischen Belegen aufzuweısen, dass die Macht
der Bischöfe 1mM Laufe der Kırchengeschichte des Prımats vermındert worden W al.
Es verwundert nıcht, ass de Marca und Fleury mIıt ıhren Werken auf dem Index der
verbotenen Bücher andeten. Vgl REUSCH, Der Index der verbotenen Bücher. Fın
Beıtrag ZUur Kırchen- und Literaturgeschichte, (Bonn hıer 355 570 (u 0.)

Vgl (GARHAMMER, Seminarıdee und Klerusbildung be] arl August raf VO
Reıisach. Eıne pastoralgeschichtliche Studıe Zzu Ultramontanismus des 19. Jahrhunderts

Münchener Kırchenhistorische Studien (Stuttgart WOLF, Priesterausbildungzwıschen Universıität und Seminar. Zur Auslegungsgeschichte des TIrıenter Seminardekrets,
1N: 88 (1993) 215236

107 Philosophie- und Theologiestudium 1n Ellwangen und Tübingen, 818/19 Vorbere1-
tung auf das höhere Lehramt, 1820 Priesterweihe, danach 1n der Seelsorge, 1823 Protessorats-
verweser 1n Ehingen (Donau), 1826 Gymnasıalprofessor 1n Rottweıl, 1831 und 1833 als
Abgeordneter 1m württembergischen Landtag, 1837 Pftarrer 1n Moosheım, 1843 1n Schörzın-
SCH. Herausgeber der „Freymüthige[n] Blätter über Theologie und Kirchenthum“, welche
sıch vorwıegend pastoralen und kırchenpolıtischen Fragen wıdmeten. Pflanz galt als Integra-tionsfigur des „lıberalen Katholiziısmus“ 1M deutschen Südwesten. 7u ıhm BURKARD, Art.
Pflanz, In: BKL (1994) ANZ Z
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auf sıchern Grundlagen ruhe, dass vielmehr die Veranlassung, welche INan
tür wichtig hıelte, aufgegriffen werden, ein Zerwürfniss, wenn auch
nıcht zwıschen Staat un:! Kırche, doch ZEWI1SS zwiıischen der römischen Curıe
und den deutschen Regierungen oder Bischöfen (je nachdem die letztern ıne
Parteı ergreıten würden) herbeiführen musse. Es entstand daher die Frage: An
WenNn INan sıch halten habe? Und eın oroßer Theil der deutschen Katholiken
NtiwOrtet Rom! Wo der Papst 1St; hiefß CD 1St die Kırche. Und
entwickelte sıch eın Ultramontanismus, der iın Aufstellung seıner Princı-
pıen un: deren Anwendung weıterging, als der altere I11UT Je Wal, W as
INan den Fürsten ın manchen Ländern nıcht mehr zugestehen wollte, das
vindicirte INan dem Pabste; absolute Macht: Das monarchische Princıp ward
ZUuU Grundpfeiler der Kırchenverfassung gemacht, un: da INan bei Aufstellungeines solchen Systems die Geschichte geradezu sıch hatte, construılrte
INan dasselbe prior1, und annte C655 die HEG katholische Wiıssenschaft: Ja INnNan
sing och weıter, INan machte auch die Geschichte VO Örn herein, S1e mıt
dem Systeme iın Eınklang bringen. Folgerecht mıt diesen Ansıchten
ahm INan das Schutz- un! Ober-Aufsichtsrecht des Staats 1mM allerbeschränk-
testen Sınne !° welchen ımmer der Begriff zulässt, un:! betrachtete ıh un: seıne
Gesetzgebung, dieselbe mıiıt dem ANSCHOMMENECN Systeme nıcht in Eınklangbringen WäAal, als 1ne teindliche Macht:; diejenigen aber, welche die frühere
Doetrin testhielten un! vertheidigten, erklärte INan für ungehorsame Söhne der
Kırche, tfür Verräther der eigenen Mutter, welche diese dem teindlichen Staate
gefangen iın die Hände liefern wollten“ 19

YSt in der Revolution VO 1848, als „Ultramontane“ un:! „Liberale“ gleicher-ma{fßen die TIrennung VO  e Staat und Kırche forderten, wurden die Vorteıle des
Staatskirchentums für die Kırche VOTL Ort wıederentdeckt. Der Freiburger Dom-
kapıtular Johann Baptıst Hırscher (1788—1865)!!° traf 1n seliner 1849 veröffent-
ıchten Schrift „Die kirchlichen Zustände der Gegenwart“ exakt Jjene Inten-
tiıonen, welche 3( Jahre VO die Staaten un:! ihre theologischen un:
kanonistischen Ratgeber ZUur Schaffung iıhrer Diözesankonzeptionen bewogenhatten: „Die Kırche 1St selIt fünfzehn hundert Jahren, d.ı seıtdem die Staaten
chrıstlich geworden, mıiıt dem Staate mehr oder mınder CNS verbunden SCWCECSCNH.Es lässt sıch denken, dass die plötzliche, übergangslose Auflösung eiınes lang

108 Vgl ELW.: MACK, Catholica. Mittheilungen AUus der Geschichte der katholischen
Kırche 1n Württemberg (Augsburg 46—50

PFLANZ, Ueber die CcCuern kırchlichen Ereignisse 1n Rhein-Preußen, 1n DERS
Hg.). Freymüthige Blätter 11 (1838) 140—245, hıer 149

110 Protessor für Moral- und Pastoraltheologie 1n Tübingen, ann für Moral-
theologie und Religionslehre in Freiburg 1.Br. SOWIeE Domkapitular. Unter kırchlichen Druck
kam Hırscher VOT allem durch seıne Schrift „Die kırchlichen Zustände der Gegenwart“(1849), die indızıert wurde Obwohl mehrtach für die Bıschotssitze VO: Rottenburg und
Freiburg 1m Gespräch, konnte der als gemäfßigt „Jlıberal“ geltende Hırscher durch gezielteAktionen der deutschen „Ultramontanen“ regelmäßig ausgeschaltet werden. Zu ıhm

FÜRST, Art. Hırscher, 1N: LTIhK ?1996) 153 (Bit)); WOLEF, Der Freiburger Moral-
theologe Johann Baptıst Hırscher als Rottenburger Bischofskandidat 8472/47 1m Spiegel der
Korrespondenz Albert VO  S Rechbergs, In: FD  > 114 (1994) 173—-190
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bestandenen und 1n ıhre NZ Exıstenz verwachsenen Verhältnisses nıcht ohne
Verlust VO Vortheıilen, welche sıch dieses Verhältnis knüpften, vorgehenonne Die VO dem Staate bisher geübte Bevormundung un: Einmischunghinderte allerdings oft die freie Entwicklung allein gleichzeitig gewährteder Staat doch auch der Kırche oroße Vortheile. Er pflegte die Schulen, denen
die künftigen Seelsorger ıhre wıssenschaftliche Vorbildung erhielten; 1eß NUur
Jene, die sıch ber diese Vorbildung ausweılsen konnten, ZU Studium der
Theologie Z torderte eiıne Strenge Prüfung der wıssenschaftlichen un:!
practischen Befähigung für diejenigen, welche 1mM Dienste der Kırche angestelltwerden wollten; schützte die Angestellten in ıhrem amtlıchen Ansehen un:
iıhrer seelsorgerlichen Wirksamkeit:; übergab ıhnen die Aufsicht ber die
Elementarschulen, un: öffnete ıhnen damıt das fruchtbarste Feld erzıiehender
Thätigkeıit; hielt die Kınder unnachsichtig d die Schule, insbesondere den
Religionsunterricht besuchen, eben hielt mıiıt den Christenlehrpflich-tıgen; schützte die Angestellten ungerechte Vertolgung 1ın ıhren
Pfründen, aber vollstreckte auch die Verurtheilung der Schuldigenetwaıge Widersetzlichkeit uch bte ber die kirchlichen Anordnungenun:! Einrichtungen eine ZEWISSE Controle, wodurch dieselben nıcht selten VO  —

Eınseitigkeiten zurückgehalten, oder auf das Zeıitbedürfnis zurückgeführt WUTI-
den Das alles 1st nunmehr anders yeworden. Nıcht 1Ur tallen die erwähnten
Vortheile künftig mehr oder wenıger hinweg, werden sıch 1m Gegentheıl ıne
Menge VO  5 Schwierigkeiten ergeben Es x1ebt eıne sehr einseıtige Erziehungdes Clerus, ıne Erziehung, wodurch derselbe seıne e1gene, unwillkührlich
Pharisäismus nahende Dressur erhält, und moönchiısch aufßer die Welt, 1ın welcher
doch gewirkt werden soll, gestellt wiırd. Und x1ebt iıne sehr einseıltige Erziehungdes Clerus; 1ne Erziehung, wodurch derselbe ein unverhältnısmäßiges Gewicht
entweder auf den Unterricht oder auf den ult (vielleicht autf Neben-
andachten) oder auf die Kırchenpolizei legen lernt eic Das ine 1St übel
als das Andere. Wır mussen fragen: Was werden für Cautelen bestehen, solche
un! andere Eınseitigkeiten verhindern? Sodann, VO WE wırd die An-
stellung der Geıistlichen ausgehen? Unter welcher Controle wiırd das Anstel-
lungsrecht geübt werden? Welchen Theil sollen die Gemeıinden diesem
Rechte haben? Wahrlich, wenn die Kırche die eben gENANNLEN bedenklichen
Folgen des Princıps der Freiheit nıcht abzuwehren weılß, dürfte S1e diese Freiheit
theuer bezahlen“ H

111 HIRSCHER, Dıie kirchlichen Zustände der Gegenwart (Tübingen A


